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Editorial

Ist Arzt noch ein Traumberuf? Wenn man die Nach-
wuchssorgen der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung (KBV) betrachtet, dann kann man daran zwei-
feln. Der Ärztemangel bereitet der Organisation 
schon heute erhebliche Kopfschmerzen. Bis 2008 sol-
len fast 6.400 Ärzte fehlen.

Die Situation sollte Politikern in den Parteien aber 
auch den Vorständen der Kassen zu denken geben. 

Wer Ursachenforschung betreibt, muss nicht lange 
suchen, um die Gründe dafür heraus zu fi nden, dass 
sich Medizinstudenten nach Abschluss des Studiums 
lieber nicht niederlassen, sondern dem fi nanziell in-
terssanteren Lockruf beispielsweise der Industrie fol-
gen. 

Die Probleme, mit denen ein Arzt in seiner eigenen 
Praxis konfrontiert wird, sind kaum noch zumutbar. 
Das fängt bei der überbordenden Bürokratie an, die 
immer mehr Zeit verschlingt. Und hört beim Streit 
um die Verteilung des Honoras längst nicht auf. Wem 
macht es schon Spaß, ständig als Sünder im Gesund-
heitswesen abgestempelt zu werden, der das Geld 
mit vollen Händen zum Fenster hinaus schmeißt? 

Anscheinend fällt es den Gesundheitspolitikern 
leicht, den Sündenbock immer wieder bei den Ärzten 
zu suchen. Ein Beispiel ist die Frage, wer die Zunah-
me der Arzneimittelausgaben zu verantworten hat. 
Das Gesundheitsministerium hat den Schwarzen Pe-
ter schon verteilt: Er liegt bei der KBV.

Doch das Gerangel um Kosten, Therapiefreiheit und  
Honorar schreckt viele zukünftige Ärzte nur weiter ab. 
So verliert ein ehemaliger Traumberuf jegliche Anzie-
hungskraft. Ob das dem Gesundheitswesen gut tut?

Christian Sachse
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Pfl egebedürftigkeit in Berlin

änderungen oder vom Herzen 
ausgehen, zum Verschluss von 
Hirnarterien. Trotz eines immen-
sen weltweiten Forschungsauf-
wands mit zahlreichen Erfolgen 
im Labor- und Tierexperiment 
lässt sich der Schlaganfall noch 
nicht befriedigend behandeln. 
Nur wenige Prozent der Patien-
ten profi tieren von der einzigen 
klinisch wirksamen Therapie, der 
Wiedereröffnung der verstopften 
Hirnarterie durch Thrombolyse. 

Zur Überwindung dieser für 
die Schlaganfallpatienten (al-
lein in Deutschland jährlich etwa 
200.000) höchst unbefriedigen-
den Situation wurde das Centrum 
für Schlaganfall-Forschung Ber-
lin (CSB) gegründet. Es ist die ers-
te Einrichtung in der Welt, die auf 
diese Art Grundlagenforschung 
und klinische Forschung verbin-
det. Die auf diesem Gebiet bereits 
vorhandene hohe Berliner Exper-
tise und deren vielfältige Ressour-
cen werden hier gebündelt und 
ergänzt.

Schlaganfall ist die dritthäufi gs-
te Todesursache und der häufi gs-
te Grund für eine Behinderung im 
Erwachsenenalter. 

Am häufi gsten führen Blutge-
rinsel, die von Gefäßwandver-

Kampf dem Schlaganfall: 
Berliner Bündnis für Schlaganfallforschung

In der Bundesrepublik Deutsch-
land gelten derzeit mehr als zwei 
Millionen Menschen im Sinne der 
Pfl egeversicherung als pfl egebe-
dürftig - Tendenz steigend. 

In Berlin kam es von 1999 (80.871 
Betroffene) bis 2003 zu einem 
Anstieg pfl egebedürftiger Men-
schen um immerhin elf Prozent. 
Die Zahl der Ende 2003 in Berlin 
lebenden Pfl egebedürftigen be-
lief sich damit auf 89.692.  

Damit kommt jeder zwanzigste 
Pfl egedürftige in Deutschland aus 
Berlin  und insgesamt jede vierzigs-
te in Berlin lebende Person ist als 
pfl egebedürftig eingestuft, ergo 
in ihrem Lebensalltag auf (zum 

Projekte für Gesundheitsförde-
rung sozial Benachteiligter sollen 
gebündelt werden.

Wer arm ist, erkrankt häufi ger 
und stirbt früher. Männer aus 
dem untersten Viertel der Ein-
kommensskala haben eine um 
zehn Jahre geringere Lebens-
erwartung als Männer aus dem 
obersten Viertel, bei Frauen liegt 
der Unterschied bei fünf Jahren. 

Die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BZgA) zu-
sammen mit Gesundheit Berlin 
e.V. und dem BKK-Bundesverband, 
die alle bestehenden Projek-
te und Maßnahmen der Gesund-
heitsförderung sozial Benachtei-
ligter zusammenführen, bekannt 
machen und in einem gemeinsa-
men Qualitätsentwicklungsprozess 
stärken. Unter www.gesundheitli-
che-chancengleichheit.de können 
die neuesten Informationen zum 
Thema abgerufen werden. Die 
bundesweit größte Projektdaten-
bank bietet einen Überblick über 
fast 2.700 Gesundheitsprojekte. 

Teil erhebliche) Hilfe angewiesen. 
In Berlin werden 70 % der Pfl e-
gebedürftigen in ihrem häus-
lichen Umfeld betreut. Im Jahr 
2003 nahmen 20.682 Personen 
(15.608 Frauen, 5.074 Männer) ei-
nen ambulanten Pfl egedienst in 
Anspruch. 

Bei nahezu jeder zweiten pfl e-
gebedürftigen Person erfolgte 
die Pfl ege jedoch 
durch Familienan-
gehörige. 

Derzeit (2003) 
sind 31.713 Ber-
linerinnen und 
13.007 Berliner in 
der Pfl egestufe I, 
22.976 Frauen und 
9.879 Männer in 

Pfl egestufe II und 8.569 Berline-
rinnen und 3.346 Berliner in die 
Pfl egestufe III eingruppiert. 

In Berlin werden 70 % der Pfl e-
gebedürftigen in ihrem häus-
lichen Umfeld betreut. Im Jahr 
2003 nahmen 20.682 Personen 
(15.608 Frauen, 5.074 Männer) ei-
nen ambulanten Pfl egedienst in 
Anspruch.

Gesundheitsförderung 
sozial Benachteiligter

Notfall: Medikamentöse Aufl ösung 

des Blutgerinsels (Fibrinolyse) kann  

nur in den ersten drei Stunden nach 

Symptombeginn eingesetzt werden
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Die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft (DKG) hat die wichtigsten 
aktuell verfügbaren Statistiken 
zum nationalen und internatio-
nalen Krankenhauswesen zusam-
mengestellt.

Das deutsche Gesundheitswesen 
mit seinen 2.200 Krankenhäusern 
ist eine der Wachstumsbranchen, 
von der Beschäftigungsim-
pulse ausgehen. In vielen 
Städten und Gemeinden 
sind die Krankenhäuser 
die wichtigsten Arbeit-
geber und Abnehmer für 
Zulieferer und Dienstleis-
tungsunternehmen. Kli-
niken sind zudem Stätten 
der Aus- und Weiterbil-
dung und ein wichtiger Motor für 
Innovationen in Forschung und 
Entwicklung. 

Die demographische Entwick-
lung mit einer wachsenden Zahl 
an älteren Menschen und Lang-
zeitkranken stellt die Kranken-
häuser vor weitere Herausforde-
rungen. Während die Zahl der 
Krankenhauspatienten kontinu-
ierlich ansteigt, vollzieht sich pa-

rallel dazu ein Abbau von Kapa-
zitäten. Zwischen 1991 und 2003 
wurden rund 123.000 bzw. knapp 
20 Prozent aller Krankenhaus-
betten abgebaut. Gleichzeitig ist 
die durchschnittliche Verweildau-
er seit Beginn der 90er Jahre von 
fast 15 Tagen auf 8,9 Tage im Jahr 
2003 gesunken.

Die DKG sieht für die Kranken-
häuser langfristig den Trend zu 
„integrierten Dienstleistungszen-
tren“ mit einer zentralen Koordi-
nierungsfunktion in der Kette der 
gesundheitlichen Versorgung.

Zahlen, Daten, Fakten 2004/05 zum Krankenhauswesen

Das Krankenhaus: Bettenabbau 

um 20 Prozent bei gleichzeitiger 

Senkung der durchschnittlichen 

Verweildauer

Das Bundesversicherungsamt hat 
das Disease Management Pro-
gramm (DMP) Brustkrebs der Ber-
liner Krankenkassen und Kran-
kenkassenverbände bestätigt.

Mehr als 2.000 betroffene Frau-
en haben sich bereits in das DMP 
Brustkrebs Berlin eingeschrieben. 
Mehr als 300 Gynäkologen und 
weitere Ärzte der Fachrichtungen 
Radiologie, Strahlentherapie so-
wie gynäkologische und internis-
tische Onkologie nehmen bereits 
am Programm teil. 

Darüber hinaus bestehen Versor-

Akkreditierung für 
strukturiertes Behandlungsprogramm Brustkrebs

Entgegen gesetzlicher Maßgaben 
haben erst neun Prozent der nie-
dergelassenen Ärzte Qualitäts-
management (QM) eingeführt.

 “58 Prozent der Ärzte erachten 
QM jedoch schon als ein bedeut-
sames Instrument”, weiß Dr. Peter 
Müller von der Stiftung Gesund-
heit. In einer mit dem Marktfor-
schungsunternehmens GfK erstell-
ten Studie wurde allerdings auch 
ermittelt, dass sich ein Drittel der 
niedergelassenen Ärzte prinzipi-
ell schon für die Einführung ei-
nes QM-Systems entschieden hät-
ten. Die Landesgewerbeanstalt 
Bayern (LGA) hat nun ein Qua-
litätssiegel auf ISO-Basis entwi-
ckelt, das die QM-Implementie-
rung auch in ärztlichen Praxen 
erleichtert: 

Das Auszeichnungsverfahren 
„Premium Service“ steht für ma-
ximale Kundenorientierung und 
Transparenz der Leistungen. In drei 

Phasen – Analyse, Coaching und 
Auszeichnung – stehen die Gut-
achter der Unternehmensgrup-
pe für Prüf- und Dienstleistungen 
den Praxen als Qualitäts-Coachs 
zur Seite. Das Premium-Siegel do-
kumentiert den hohen Qualitäts-
standard dann auch nach außen. 
Auf dem Hauptstadtkongress prä-
sentiert die LGA ihr QM-System.

Qualitätsmanagement in 
der Arztpraxis

Qualitätssiegel der LGA
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gungsverträge mit den Brustzen-
tren des HELIOS Klinikum Buch, 
der Charité Standort Mitte, dem 
Evangelischen Waldkrankenhaus 
Spandau, Oskar-Ziethen-Kranken-
haus Lichtenberg, Vivantes Kli-
nikum Am Urban, Krankenhaus 
Waldfriede und DRK-Kliniken Kö-
penick. 

Die teilnehmenden Ärzte und 
Brustzentren erhalten für  das Er-
stellen der DMP-Dokumentation 
und Begleitgespräche mit den Pa-
tientinnen eine gesonderte Ver-
gütung. 
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Über die Hälfte der rund 116.000 
niedergelassenen Haus- und Fach-
ärzte haben die 50 überschrit-
ten. Das zeigt die Altersstruk-
tur der niedergelassenen Ärzte. 
43.225 Mediziner waren 2004 im 
Alter zwischen 50 und 59 Jahren, 
18.778 zwischen 60 bis 65.

Gleichzeitig steigt der Bedarf an 
nachrückenden Ärzten in der am-
bulanten Versorgung. Wurden 
2001 noch 3.150 Ärzte benötigt, 
um den derzeitigen Stand der 
Versorgung mit Haus- und Fach-
ärzten zu gewährleisten, wird der 
Bedarf nach Prognosen der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV) im Jahr 2006 auf 4.910 an-
wachsen, 2007 auf über 5.500, 
2008 schließlich auf fast 6.400.

„Diese Entwicklungen zeigen, 
dass wir vor einer gesamtgesell-
schaftlichen Herausforderung 
stehen, dem drohenden Ärzte-
mangel vor allem in den neuen 
Bundesländern sowie ländlich ge-
prägten Gebieten der alten Län-
der zu begegnen“, erklärte dazu 
Dr. Andreas Köhler. Der Vorstands-
vorsitzende der KBV fuhr fort: „Es 

sind gemeinsame Anstrengungen 
der KBV, der Kassenärztlichen 
Vereinigungen (KVen), der Bun-
des- und Landespolitik sowie der 
Vertreter der Städte und Gemein-

den notwendig, um den Beruf des 
niedergelassenen Arztes wieder 
attraktiver zu machen.“

Der KBV-Chef weiter: „Wir wer-
den die Medizinstudenten bald 
aktiv mit einem eigenen Medi-
um ansprechen, um über den Be-
ruf des niedergelassenen Arztes 
zu informieren und zu werben. 
Außerdem wollen wir die Büro-
kratisierung in den Arztpraxen 
eindämmen. Dazu haben wir die 
Vision der Ein-Formular-Praxis 
entwickelt. Die KVen kümmern 
sich schon heute intensiv um die 
wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen. 

So bieten einige KVen aus den 
neuen Ländern Umsatzgaranti-
en für niederlassungswillige Ärz-
te an. Der wesentliche Beitrag 
der Politik muss darin liegen, 
das Misstrauen gegen die Ärz-
teschaft abzubauen. Außerdem 
sollten wir davon wegkommen, 
das gesamte Gesundheitswesen 
ausschließlich unter Kostenge-
sichtspunkten zu betrachten. Der 
tägliche Spagat zwischen Ökono-
mie und möglichst optimaler Pa-
tientenbehandlung ist für jeden 
Arzt in seinem täglichen Handeln 
sehr schwierig und oftmals frust-
rierend. Hier stößt er schon heute 
häufi g an Grenzen.“

KBV: Fast 5.000 Kollegen gesucht

Klinikärzte lehnen 
längere Übergangszeit für 
neues Arbeitsgesetz ab

Im Streit um Bereitschaftsdiens-
te haben die Klinikärzte die For-
derung der Krankenhäuser nach 
einer längeren Übergangsfrist zu-
rückgewiesen. „Die Krankenhaus-
träger hatten lange genug Zeit, 
sich darauf einzustellen, dass der 
gesamte Bereitschaftsdienst der 
Ärzte künftig als Arbeitszeit ge-
wertet wird“, sagte Lutz Ham-
merschlag, Tarifexperte des Ärzte-
verbandes Marburger Bund, dem 
“Tagesspiegel”. „Es gibt keinen 
Grund für eine Verschiebung.“

Die Deutsche Krankenhausge-
sellschaft hatte eine um ein Jahr 
verlängerte Übergangsfrist bis 
2007 gefordert. Ansonsten müss-
ten mindestens 18.000 Ärzte zu-
sätzlich eingestellt werden, das 
koste rund eine Milliarde Euro 
zusätzlich, warnten die Kranken-
hausträger.

Nachsorgepass für 
Krebspatienten

Das Tumor Zentrum Berlin e.V. 
bietet Patienten einen Nachsor-
gepass an. Er enthält Informati-
onen über Behandlung und The-

rapie, die Entragungen ergeben 
eine übersichtliche Zusammenfas-
sung aller durchgeführten Unter-
suchungen. Damit hilft der Pass 
dem Patienten bei der Termin-
einhaltung der Nachsorgeunter-
suchungen. Der Nachsorgepass 
ist als Informationsmedium zwi-
schen Arzt und Patient gedacht, 
um die medizinische Versorgung 
zu unterstützen. 

Der Pass kann kostenlos ange-
fordert werden beim: 

Tumor Zentrum Berlin e.V., 

Robert-Koch-Platz 7, 10115 Berlin, 

Tel. 030-2853890, Fax 030-28538949, 

E-Mail: tumorzentrum@tzb.de, 

Internet: www.tzb.de

Viele Ärzte sind älter als 50 Jahre, 

der Bedarf an nachrückenden Ärzten 

in der ambulanten Versorgung steigt
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Unter dem Titel ‘Woran erkenne 
ich eine gute Arztpraxis’ hat das 
Patientenforum bei der Bundes-
ärztekammer eine neue Checklis-
te für Patienten eingerichtet.

Dabei geht es nicht darum, Wer-
tungen oder Bewertungen von 
Arztpraxen vorzunehmen. Viel-
mehr sollen Ärzte und Patienten 
dafür sensibilisiert werden, was 
an Qualitätsstandards einerseits 
angeboten und andererseits auch 
eingefordert werden kann.

Diese vom Ärztlichen Zentrum 
für Qualität in der Medizin ko-
ordinierte Liste vereint die Sicht 
der Patienten und der Ärzte auf 
das, was die Qualität einer Arzt-
praxis ausmacht. Es handelt sich 
dabei nicht um eine bloße Fra-
genliste, sondern die einzelnen 
Qualitätsaspekte sind mit detail-

lierten Beschreibungen unterlegt 
Die Checkliste “Woran erkenne 
ich eine gute Arztpraxis” ist im In-
ternet unter der Adresse www.pa-
tienten-information.de/content/
informationsqualitaet/checkliste_
arztbesuch zu fi nden und steht 
kostenlos zum Download zur Ver-
fügung. Eine Broschüre wird vor-
bereitet.
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Checkliste: “Woran erkenne 
ich eine gute Arztpraxis”

Ärztekammer 
unterstützt Proteste

Die Ärztekammer Berlin unter-
stützt die Warnstreiks der Cha-
rité-Ärzte, die zeigen, “dass mit 
den Sparplänen des Senats für 
die Universitätsmedizin ein zen-
traler Lebensnerv des Gesund-
heitssystems getroffen wurde”.

Berlins Ärztekammerpräsident 
Dr. med. Günther Jonitz klagt an: 
“... Die Ärzte haben ihre physische 
Belastbarkeitsgrenze erreicht. 

Wenn dann ihre Arbeit auch noch 
mit Gehaltskürzung belohnt wird, 
ist das Maß übervoll”.

Ärzte seien zu verstehen, die 
sich nicht mehr länger gefallen 
lassen, als Prellbock der Einnah-
merückgänge von Krankenkassen 
und der von Politikern selbstge-
machten Schuldenprobleme des 
Landes Berlin herzuhalten. Ärz-
te seien geduldig, engagiert und 
lange aufopferungsbereit, aber 
die Schmerzgrenze sei erreicht. 
Inzwischen zieht sich der Ärzte-
protest an der Charité quer durch 
alle Hierarchieebenen.

Die Stadt Berlin dürfe es nicht 
zulassen, dass Mediziner auf-
grund schlechter Arbeitsbedin-
gungen und einer mittlerweile 
kaum noch zumutbaren Arbeits-
verdichtung die Stadt verlassen. 
Der Medizinstandort und seine 
Leistungsträger sind ein wichtiger 
Wirtschaftsfaktor für diese Stadt. 

Nachruf Gregg M. Furth

Uns erreichte die traurige 
Nachricht, dass das korrespon-
dierende Mitglied unseres In-
stitutes, Gregg M. Furth, Ph. 
D. nach langem Leiden am 10. 
Juni 2005 in London verstorben 
ist. In Deutschland war er be-
sonders durch sein Buch „Hei-
len und Malen“ und seine vie-
len Workshops vor allem in Bad 
Segeberg, Hamburg und Pots-
dam vielen Kollegen bekannt: 
Gregg M. Furth wurde am 
23.12.1944 in Ohio geboren. 
Er studierte zunächst Kunst, 
wechselte dann in das Fach Psy-
chologie.

Am Anfang seiner berufl ichen 
Entwicklung lernte er Elisabeth 
Kübler-Ross kennen, arbeitete 
langjährig mit ihr zusammen 
und blieb ihr bis zu ihrem Tode 
verbunden. Sie ermutigte ihn, 

sterbende Kinder zu unterstüt-
zen, indem er lernte, ihre Bilder 
zu verstehen. Zu diesem Thema 
promovierte er auch. 

Mehrere Jahre studierte er 
bei Susan Bach in London „die 
Sprache spontaner Bilder“, um 
dann eine Ausbildung am C.G. 
Jung Institut in Zürich wahrzu-
nehmen. 

Seitdem arbeitete er 2 1/2 Jahr-
zehnte als Psychoanalytiker in 
eigener Praxis in New York und 
gab weltweit viele Workshops, 
viele auch in Deutschland. 

Gregg M. Furth war Mitglied 
der Deutschen und Internatio-
nalen Gesellschaft für Analyti-
sche Psychologie. In den letz-
ten zwei Jahren arbeitete er in 
London als Lehranalytiker am 
C.G. Jung Institut.

Mit Gregg M. Furth verlieren 
wir einen außergewöhnlichen 
Kollegen, der mit seinem Wis-

sen, seinem Charisma, seiner 
Offenheit und seiner Herzlich-
keit allen, die mit ihm arbeiten 
durften, in dankbarer, tiefer Er-
innerung bleiben wird. 

Die Sprache der Bilder zu ver-
stehen war ihm als wichtige 
Form der Übersetzung des Un-
bewussten ins Bewusstsein be-
sonders wichtiges Anliegen.

Der Verlust ist für uns, die das 
Glück hatten, mit ihm gemein-
same Erfahrungen zu sammeln 
sehr, sehr groß. Aber wohl noch 
viel größer ist sein Verlust bezo-
gen auf all das, was Gregg M. 
Furth, der so zeitig aus unserer 
Mitte gerissen wurde, uns nicht 
mehr hinterlassen konnte. Wir 
werden sein Andenken beson-
ders dadurch in Ehren halten, 
dass wir seine Erfahrungen und 
Erkenntnisse verwenden und in 
seinem Vermächtnis vermitteln

MR Dr. Wolfgang Loesch
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Die 9. VV der KV Berlin 

Honorarverteilung - die Kassen bestimmen mit

Bericht des Vorstandes: Die Verhandlungen mit der AOK über den Honorarverteilungsmaßstab zwi-
schen der KV Berlin und der AOK Berlin sei zu einer Fragestunde der AOK geraten, so dass Verhand-
lungen gar nicht mehr möglich gewesen seien. Ein nächster Verhandlungstermin sei seitens der AOK 
abgesagt worden. Weitere Termine blieben offen.

Es ist eine absurde Situation, in 
der die KV sich befi ndet, seit die 
Kassen bei der Honorarverteilung 
mitzureden haben. Die Umvertei-
lungsbürokratie schlägt Kobolz, 
was über kurz oder lang das gan-
ze, verknäuelte Krankenversor-
gungssystem kollabieren lassen 
könnte. Mit dem VdAK sei hier in 
mehreren Verhandlungsrunden 
auch kein Konsens möglich gewe-
sen. Alle Forderungen und Vor-
schläge der KV seien strikt abge-
lehnt worden. Ein Scheitern sei 
erklärt und das Schiedsamt ange-
rufen worden. 

Mit der BKK seien in einigen 
Punkten Vereinbarungen zu re-
geln gewesen. Insgesamt sei  
mit den Kassen aber keine Eini-
gung über eine „Gesamtvergü-
tung 2005“ erreicht worden. Bei 
der BKK gab es zur Gesamtvergü-
tung 2005 Eckpunkte im Vorgriff 
auf die Vergütungsvereinbarung 
2005, die der VV zur Abstimmung 
vorgelegt wurden. 

1) Schmerztherapie. Hier ging 
es um 4,50 Cent (EBM 2000 plus 
- Nr. 30 700 und 30 701). Dies war 
den Schmerztherapeuten von An-
fang an zu wenig. Es besteht die 
Absicht der Schmerztherapeuten,  
auf Bundesebene zu verhandeln. 

2) Polysomnographie. Eine Ver-
gütung mit 4,10 Cent (EBM 2000 
plus - Nr. 3O 901) wurde vom Ver-
treter Mitlehner abgelehnt und 
er forderte dazu auf, dieser Ver-
einbarung nicht zuzustimmen.

3) Kurative Gastroenterologische 
Leistungen. Für die ganze Reihe 
der EBM 2000 plus - Nummern 

war ein Punktwert von 3,80 Cent 
vorgesehen. Diese letzte Verein-
barung wurde bei einigen Stimm-
enthaltungen angenommen. Die 
beiden anderen Vereinbarungen, 
Schmerztherapie und Polysomno-
graphie wurden bei wenigen Ent-
haltungen und zwei Ja-Stimmen 
(Schmerztherapie) abgelehnt. 

Zwischen dem Verband der An-
gestellten-Krankenkassen e.V. so-
wie dem AEV (Arbeiter-Ersatzkas-

sen-Verband e.V.), vertreten durch 
die Landesvertretung Berlin und 
der KV Berlin ist es zu einer vor-
übergehenden Regelung (vom 
1.4.05 - 31.12.05) hinsichtlich der 
Wegegeldpauschale gekommen. 
Diese ist einer endgültigen Re-
gelung im EBM 2000 plus vorge-
schaltet. Dabei bleibt alles beim 
Alten. Es wurden nur die bisheri-
gen EBM-Nummern durch andere 
ersetzt. Die Wegegelder werden 
weiterhin aus den Kopfpauscha-
len gezahlt. „Wenn man sich die 
Tankstellenpreise ansieht“, sagte 
der Vertreter Schwochow dazu, 
„wird klar, dass das nicht mehr zu 
leisten ist.“ Die Regelung wurde 

bei wenigen Gegenstimmen ge-
billigt.

Die „Ergänzung der Abrech-
nungsordnung der KV Berlin“ 
ist noch „streitbehaftet und Ge-
genstand eines Schiedsamtsver-
fahrens“, da ja seit neuestem 
die Kassen gleichberechtigt mi-
tentscheiden. Es ging bei der 
„streitbehafteten“ Abrechnungs-
ordnung um einen neuen Ab-
satz 3 im § 5: „Der Vorstand ist 

berechtigt, zur Überprü-
fung der Abrechnung und 
zur Gewährleistung einer 
ordnungsgemäßen Hono-
rarverteilung Kennzeich-
nungspfl ichten zu beschlie-
ßen, die über die Regelungen 
der Bundesmantelverträge 
hinausgehen.“ 

Das vor allem wegen der 
Möglichkeit eines zweiten Praxis-
sitzes (auch als „Untermieter“ in 
einer anderen Praxis mit eigenem 
Stempel). „Diese Änderung der 
Abrechnungsordnung wird der 
VV in einer der kommenden Sit-
zungen zur Abstimmung vorge-
legt.“ In einer Beschlussempfeh-
lung sprachen sich 14 Vertreter 
dafür aus, 10 votierten dagegen 
und 4 enthielten sich der Stimme. 

Beim Vertrag über den Hono-
rarverteilungsmaßstab der KV 
mit den Krankenkassenverbän-
den „für die Verteilung der an die 
KV Berlin gezahlten Gesamtver-
gütungen“ trat zutage, dass der 
Punktwert der Individualbudgets 
auf 4,15 Cent abgesenkt wurde. 
„Eine bittere Pille“, meinte der 
stellvertretende KV-Vorsitzende 

Gesamtvergütung 2005: Insgesamt 

keine Einigung mit den Kassen
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Kraffel, auch wegen dadurch sich 
ergebender höherer Individual-
budgets. Können Individualbud-
gets nicht erfüllt werden, steigt 
der Punktwert und dadurch wie-
derum sinkt das Individualbud-
get. Für die Durchschnittspraxis, 
meinte Kraffel, ändere sich dabei 
aber verhältnismäßig wenig. 

Der Vertreter Kühne erklärte, er 
könne nicht zustimmen, da die 
alte Systematik beibehalten wer-
de, nämlich die unvorhersehba-
re Umverteilung. Kraffel wieder-
um bat um Zustimmung, damit 
ein Antrag seitens der Kassen, 
nämlich Aufl ösung der Fachgrup-
pentöpfe, bei der Schiedsamtsver-
handlung zu vermeiden sei. 

Der Vertreter Mälzer plädierte 
der Planungssicherheit wegen für 
eine Zustimmung. Vorstandsmit-
glied Kraffel erklärte, ein HVM 
mit Fachgruppentöpfen werde so-
wieso nicht bis in alle Ewigkeit zu 
erhalten sein. Dagegen stehe ein 
Kassenantrag, die Individualbud-
gets mit geringerem Punktwert 
beizubehalten. 4,40 Cent soll-
ten nach Ansicht der Kassen nicht 
überschritten werden. Im vorlie-
genden Vertrag könnte im einen 
oder anderen Bereich ein Punkt-
wert von 5,11 Cent aber durchaus 
erreicht werden. In der Abstim-
mung wurde der Entwurf bei drei 
Gegenstimmen gebilligt.

Schließlich lag den Vertretern 
im „Eckpunktepapier zur Umset-
zung des Programms zur Früher-
kennung von Brustkrebs durch 
Mammographie-Screening in Ber-
lin, gemäß der Richtlinien des 
Bundesausschusses der Ärzte und 
Krankenkassen über die Früher-
kennung von Krebserkrankun-
gen (Krebsfrüherkennungsrichtli-
nien)“ vor. Es geht dabei um den 
Aufbau und den Betrieb der „Zen-
tralen Stelle“, deren Finanzierung 
und die Vergütung der ärztlichen 
Leistung. Dazu wird eine Arbeits-

gemeinschaft gegründet, die ih-
ren Sitz bei einer Krankenkasse 
oder einem der Landesverbände 
der Krankenkassen bzw. den Ver-
bänden der Ersatzkassen in Berlin 
hat. Dieses Eckpunktepapier wur-
de bei sechs Enthaltungen von 
der VV gebilligt. 

Zum Punkt „Änderung der Ent-
schädigungsregelung: Vergütung 
der Prüfärzte“ gab es eine Vor-
standsvorlage: „... um eine fach-
lich gute Präsenz im Prüfungs- 
und Beschwerdeausschuss seitens 
der KV Berlin sicherzustellen, rei-
che die bisher gezahlte Sitzungs-
geldentschädigung nicht aus. Die-
se neue Entschädigungsregelung 
führe zu einem zusätzlichen Auf-
wand von ca. 62.400 Euro.“ Die 
Vorlage wurde einstimmig be-
schlossen.

Dann lag den Vertretern noch 
ein Antrag des Vertreters Anton 
Rouwen (Liste“die bessere Alter-
native“) vor, in dem es hieß: „In 
die Satzung der KV Berlin wird 
folgende neue Vorschrift aufge-
nommen: Die VV kann Ausschüsse 
einrichten. Die Aufgabenstellung, 
die Zahl und Größe der Ausschüs-
se bestimmt die Geschäftsord-
nung der VV. Die Wahl der Aus-
schussmitglieder in die Ausschüsse 
erfolgt nach dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeitswahl ent-
sprechend der Besetzung der VV. 
Hierbei ist das Haare/Niemeyer-
Verfahren anzuwenden.“

Rouwen erklärte dazu: „Eine Re-
gelung wie vorgeschlagen hät-
te man in die Satzung aufneh-
men müssen. Listen, die nicht mit 
der Mehrheitsauffassung über-
einstimmen, sollten hier ent-
sprechend berücksichtigt wer-
den.“ Es ginge um eine kritische 
Stimme im Wahlkampf. „Unsere 
Wähler erwarten, dass diese Mei-
nung auch über die Ausschüsse 
zum Ausdruck kommt. Doch die 
Facharztliste hatte die Blockwahl 

präferiert.“ Ausschüsse würden 
durch die Verhältnismäßigkeits-
wahl nicht, wie von Menzel dar-
gelegt, aufgebläht werden. Das 
geschieht bei der Wahl nach Haa-
re/Niemeyer gerade nicht. „Wir 
sind der Meinung, dass wir ein 
verbrieftes Recht haben, in den 
Ausschüssen vertreten zu sein. 
Wir möchten daher bitten, dieser 
Satzungsänderung zu entspre-
chen.“ Kraffel: „Haare/Niemeyer 
dient dazu, Sitze zu verteilen. Das 
ist einfach, wenn nur ganze Sitze 
heraus kommen. Schwierig wird 
es bei 2,7 oder 0,69 Sitzen.“

Detlef Hecht, Vorsitzender des 
Satzungsausschusses der KV er-
klärte dazu: „Eine Regelung nach 
Listen/Verhältniswahlrecht schei-
det für die KV Berlin aus“, da es 
hier nach der Wahl nur noch eine 
VV und keine Listen mehr gebe. 
Es sei seinerzeit abgelehnt wor-
den, Listen in der VV zu dulden, 
denn man vertrete alle Ärzte Ber-
lins, also keine Listen.

KV-Jurist Jolitz erklärte: „Man 
kann das, was die Liste „die bes-
sere Alternative“ will, durchaus 
einrichten...“

Der Vertreter Mälzer rief schließ-
lich zur Sonderabstimmung auf. 
Dabei bekam der Antrag Rou-
wen lediglich drei Ja-Stimmen. Es 
zeigte sich, dass der abgekürzte 
Weg ohne Änderung der Satzung 
und Geschäftsordnung wohl nicht 
möglich ist. Andererseits aber ist 
eine entsprechende Änderung 
der Satzung durchaus denkbar, 
wenn eine Mehrheit der VV dem 
zustimmt.            Raimund August
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Wer künftig einmal die Weiter-
bildungsordnung im Kammer-
blatt lesen wird, mag sich kaum 
vorstellen, wie intensiv dabei um 
des Kaisers Bart gestritten wurde 
und zwar hinter den Kulissen, in 
und wohl mehr noch neben den 
entsprechenden Ausschüssen. Da-
bei ging es auch kreuz und quer 
durch die Fraktionen. 

Den Delegierten lag eine Hand-
voll Drucksachen - Anträge des 
Vorstandes und der Fraktio-
nen - zur Abstimmung vor. Da-
bei ging es der Fraktion Gesund-
heit, in der vorhergehenden DV 
schon umständlich diskutiert, um 
die „Besetzung der Position ei-
nes Ombudsmannes für die Wei-
terbildung“. Skeptische Stimmen 
zur Einrichtung dieses neuen Am-
tes wollten nicht verstummen. 
Schließlich schlug die Fraktion Ge-
sundheit Udo Schagen zur Beset-
zung der inzwischen akzeptier-
ten Position vor. Andere Namen 
waren nicht im Gespräch. Und so 
wurde Udo Schagen einstimmig 
gewählt. 

Ganz schnell wurde auch ein „2. 
Nachtrag zur Weiterbildungsord-
nung der Ärztekammer Berlin vom 
18. Februar und 16. Juni 2004“ 
ohne Gegenstimme beschlossen. 
Hier handelte es sich im wesent-
lichen um ganz spezielle Gebiete 
wie etwa „Plastische und ästheti-
sche Chirurgie“ oder „Forensische 
Psychiatrie“ und „Spezielle Inten-
sivmedizin“ (Erwachsenen-Inten-
sivmedizin mit Sonderfall Kinder-
Intensivmedizin). 

Dann wurde ein gleich umstrit-
tener „8. Nachtrag zur Weiterbil-
dungsordnung vom 3O.11.1994“ 
vom Mitglied des Vorstandes Bo-
denstein eingebracht, der auch 
gleich erklärte, er sei nur Bericht-
erstatter dessen, was der Weiter-
bildungsausschuss VI und der All-
gemeine Weiterbildungsausschuss 
beschlossen hätten. 

„Da es nach geltendem Recht da-
mals nicht möglich war, während 
eigener Praxistätigkeit gleichzei-
tig eine Weiterbildung in einem 
klinischen Bereich zu absolvie-
ren... wurde beschlossen, dass in 
Sonderfällen das Pfl ichtjahr Psy-
chiatrie und später Psychiatrie 
und Psychotherapie durch eine 
strukturierte berufsbegleitende 
Weiterbildung, die so genannten 

Fallseminare, ersetzbar sei. Diese 
Regelung beziehe sich auf Haus-
ärzte, Internisten und Gynäkolo-
gen, ohne dass eine Konkretisie-
rung in der WbO erfolgte. 

Dies habe zu Problemen mit 
nicht vom Beschluss des WbA VI 
berücksichtigten Fachgruppen 
geführt. Zudem müsse an der 
Qualität der Fallseminare gezwei-
felt werden. Nach einer Über-
gangsregelung dürfen Weiterbil-
dungen im Bereich, sofern sie bei 
Inkrafttreten der neuen WbO be-
reits begonnen wurden, noch bin-
nen drei Jahren nach den Voraus-
setzungen der WbO 1995 zu Ende 
geführt werden. Der vorliegende 
8. Nachtrag sei erforderlich, um 
zu vermeiden, dass weitere drei 
Jahre Fallseminare anzuerkennen 
wären.“

Hier fühlte sich die Delegier-
te Rita Kielhorn angesprochen. 
Die so genannten Fallseminare, 
betonte sie, sollten sich ja nicht 
nur auf Hausärzte und Gynäko-
logen beziehen. Alle Fachärzte 
sollten diese Weiterbildung nach 
fünf Jahren praktischer Berufstä-
tigkeit aufnehmen dürfen. „Seit 
1994“, erklärte Kielhorn, „wurde 
die Organisation von dem in die-
sem Jahr gegründeten BPA-Ins-
titut für Psychosomatik und Psy-
chotherapie in Zusammenarbeit 
mit der ÄK Berlin und der Aka-
demie für integrierte Medizin 
unter der Schirmherrschaft Prof. 
Üxkülls übernommen. Die Leitung 
dieses Instituts besteht aus Dr. Bo-
denstein, Prof. König und meiner 

Die 16. DV der Ärztekammer Berlin 

„Facharzt für Allgemeinmedizin“ oder

„Facharzt für Innere und Allgemeinmedizin“ 

Weiterbildungsordnung der Ärztekammer Berlin - Die Weiterbildungsausschüsse und die „Ände-
rung der Arbeitsgebiete” standen auf der Agenda. Aber auch EU-Harmonisierung galt es zu berück-
sichtigen.

Wie der Hausarzt sich nennt, 

bestimmt Brüssel: 

Arzt für Allgemeinmedizin
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Person. Eine mangelnde Effi zienz 
ist zumindest zwei Institutsleitern 
nicht bekannt. Im Gegenteil, es 
wurde mehrfach betont, dass die-
se Seminare besonders effi zient 
sind...“ 

Es sei nicht nachvollziehbar, wes-
halb lediglich für die Bereichsbe-
zeichnung Psychotherapie und 
Psychoanalyse die Übergangsfrist 
von drei Jahren nicht gelten sol-
le. Ganz unverständlich werde es 
noch, weil Psychologen im Rah-
men der psychotherapeutischen 
Ausbildung psychiatrisch-psycho-
therapeutische Kenntnisse er-
werben müssten, mit außerdem 
einem halben Jahr klinischer Psy-
chiatrie. Die Kompetenz ärztlicher 
Psychotherapeuten sollte mindes-
tens so gut sein wie die der psy-
chologischen Therapeuten. „Ich 
denke, dass wir hier eine gute Lö-
sung fi nden werden.“ Der Antrag 
Dr. Bodensteins und des Kammer-
vorstands auf Beschluss des WbA 
VI wurde  zurückgezogen. 

Zum 1. Nachtrag zur Neufassung 
der WbO vom 18.2.04 sprach sich 
der Delegierte Hoffert ausführlich 
für die Beibehaltung der Fach-
arztbezeichnung „Fachärztin/
Facharzt für Allgemeinmedizin“ 
aus. Zugleich votierte er auch ge-
gen einen Ersatz dieser Bezeich-
nung durch eine vielleicht erst in 
fünf Jahren einmal relevant wer-
dende Bezeichnung: „Facharzt/
Fachärztin für Innere und Allge-
meinmedizin“ aus, weil dies mög-
licherweise einmal das Europäi-
sche Parlament im Sinne um sich 
greifender Vereinheitlichung for-
dern werde. 

„Weder Allgemeinärzte noch In-
ternisten“, meinte Hoffert, „woll-
ten eigentlich diese Ehe.“ Wie der 
Hausarzt sich nennen dürfe be-
stimme Brüssel, nämlich „Arzt für 
Allgemeinmedizin.“ 

„Erst wenn in Brüssel Anderes 
beschlossen werden sollte, könn-

te man sich zur Einführung der 
Bezeichnung: Facharzt für Innere 
und Allgemeinmedizin entschlie-
ßen.“ Das könne noch viele Jahre 
dauern. Die Kammer sei anderer-
seits aber verpfl ichtet und verant-
wortlich dafür, einen Titel einzu-
führen. Er beantrage deshalb, 
meinte Hoffert, die bisherige alte 
Bezeichnung weiter zu verwen-
den. 

Hier nun stellte sich der Dele-
gierte Thierse gegen den über-
wiegenden „Rest“ der DV, indem 
er mahnte, dass es Vertragsver-
letzungsverfahren nach EU-Recht 
bereits gäbe. In allen Weiterbil-
dungsordnungen Europas müs-
se schließlich der gleiche Titel ste-
hen. Im Antrag Hoffert sehe es so 
aus, als sollte damit die beschlos-
sene Bezeichnung „Facharzt für 
Innere und Allgemeinmedizin“ 
ausgehebelt werde. 

Es sei das legitimen Recht, er-
klärte der Delegierte Pickerodt 
für den „Facharzt für Allgemein-
medizin“ zu kämpfen wie auch 
Internisten das Recht hätten, sich 
für einen Schwerpunktinternis-
ten einzusetzen. Es sei richtig, für 
eine Übergangszeit den „Fach-
arzt für Allgemeinmedizin“ bei-
zubehalten, im Sinne der Anträ-
ge Hoffert und Frau Braun. Beide 
Vorschläge ähnelten sich am Ende 
sowieso. Er schlage vor, erklärte 
Pickerodt, den Anträgen Hoffert 
und Braun zuzustimmen.

Damit hätte man sich von EU-
Recht (Richtlinie 93.16) abgekop-
pelt und könne am Tag X Ärger 
mit der EU bekommen, meinte 
Thierse. 

Vorstandsmitglied Braun erklär-
te dazu: „Dieser Facharzt für Inne-
re und Allgemeinmedizin wurde 
in Rostock geboren.“ Es sei aber 
der redliche Weg, nur das auf 
sein Schild zu schreiben, was man 
wirklich dürfe. Es sei desweiteren 
wichtig, nicht auf den Generalis-

ten zu verzichten und den Inter-
nisten wie bisher beizubehalten. 

Dazu erklärte der Delegierte 
Grüneisen, er halte es für absurd 
einen Facharzttitel einführen zu 
wollen, der vielleicht fünf Jahre 
lang nicht benutzt werden dürfe. 
Dem Antrag Hoffert/Braun sollte 
zugestimmt werden... 

Der Antrag Hoffert/Braun erhielt 
21 Stimmen bei 6 Gegenstimmen 
und 3 Enthaltungen. 

Ein Antrag „Einführung einer 
neuen Schwerpunktbezeichnung 
im Gebiet für Innere und Allge-
meinmedizin in die Weiterbil-
dungsordung der Ärztekammer 
Berlin“, in dem der Weiterbil-
dungsausschuss I beauftragt wird, 
die inhaltliche Ausgestaltung für 
die Beschlussfassung eines ent-
sprechenden Nachtrags zur WbO 
in einer zukünftigen DV vorzube-
reiten, wurde dann im Sinne des 
Änderungsantrags von Frau Prof. 
Braun und Dr. Hoffert in der Ab-
stimmung bei 6 Gegenstimmen 
an den Vorstand zurücküberwie-
sen.             Raimund August
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Die Gesundheitsversicherung 
nach dem Modell des „Frischen 
Windes“ als sich selbst steuernde 
Balance erfüllt die gleichermaßen 
von der Bevölkerung sowie Ex-
perten geforderten notwendigen 
Kriterien, welche Eigenverant-
wortung, Subsidiarität und Soli-
darität sind.

1.) Das Patientenkonto steht für 
Eigenverantwortung.

2.) Subsidiarität als Hilfe inner-
halb der Krankenkasse erreichen 
wir mit dem Dreijahresdisposi-
tionskredit und der Möglichkeit 
der Übertragbarkeit von Gutha-
ben von Patientenkonto zu Pati-
entenkonto.

3.) Solidarität als Basisabsiche-
rung für größte Risiken wird 
durch  30% aller Einzahlungen 
in einen Solidarfonds garantiert. 
Eine Basisversorgung muss dabei 
nicht defi niert werden, da weder 
Politiker noch Ärzte dies könn-
ten. Es wird jedem Versicherten 
im Falle einer Erkrankung medi-
zinische Versorgung und jedem 
Leistungserbringer eine Mindest-
vergütung nach dem einfachen 
Satz garantiert.

Unter dem Namen „Rechnerge-
stütztes Modellprojekt einer Kran-
kenkasse“ mit dem Aktenzeichen 
10 2004 040 001.6 ist die vom Ver-
band „Frischer Wind  e.V.“  entwi-
ckelte individuelle Gesundheits-
versicherung seit 18. November 
2004 beim Deutschen Patent- und 
Markenamt registriert.

Durch die Einrichtung eines Pa-
tientenkontos werden die Geld-
ströme transparent, statt Sachleis-
tungen gibt es Kostenerstattung. 
Der Versicherte baut in gesunden 

Tagen ein idealtypisch als Gutha-
ben zu verdeutlichendes Finanz-
kissen auf, mit Hilfe dessen evtl. 
später anfallende Erkrankungen 
oder Operationen gedeckt sind. 
Von diesem Konto kann jeder bei 
Guthaben subsidiär andere Fami-
lienangehörige und Freunde un-
terstützen, aber durch den auto-
matisch zur Verfügung gestellten, 
zum Beispiel Dreijahresdispositi-
onskredit, wird für einen weitest-
gehend unbürokratischen und 
reibungslosen Ablauf einer me-
dizinischen Behandlung immer 
gesorgt werden - auch wenn das 
eigene Konto durch eine teure 
medizinische Maßnahme kurzfris-
tig überzogen ist. Erst bei lang-
wierigen oder sehr teuren medi-
zinischen Behandlungen müsste 
der aufgebaute Solidarfonds ein-
treten, um eine medizinische 
Grundversorgung zum einfachen 
Satz durch die Leistungserbringer 
gewähren zu können.

Die Einzahlungen in dieses Kran-
kenkassenmodell erfolgen theo-
retisch nach den gleichen gesetz-

lichen Vorgaben, wie sie derzeit 
zur Berechnung des Krankenkas-
senbeitrags gültig sind. Diese Ein-
zahlungen können in Zukunft vom 
Lohn abgekoppelt auf freiwilli-
ger Basis vom Gesamteinkommen 
(Arbeitgeberanteile sind Lohnbe-
standteil) geleistet werden. Auch 
können in diese Berechnungen 
die Rücklagen eingefügt werden, 
welche zur Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall benötigt werden, 
damit das Risiko der Erkrankung 
nicht mehr von den Arbeitgebern 
getragen werden muss, was zu ei-
ner wesentlich höheren Ehrlich-
keit führen wird.

Wer weniger einzahlt, bekommt 
bei eigener Erkrankung entspre-
chend weniger Krankengeld, 
folglich ist die Deklarierung des 
Gesamteinkommens Privatsache. 
Guthaben werden nach dem Zins-
satz der EZB (europäische Zentral-
bank) verzinst und entsprechend 
Schulden durch Kreditaufnahme 
mit diesem Zinssatz belastet. Ein 
nochmaliger Familienausgleich ist 
im System nicht vorgesehen, wes-
halb von Kindergeld 10% als Mit-
gliedsbeitrag einzuzahlen sind. 
Der Mindestbeitrag gilt für un-
beschäftigte Familienmitglieder, 
Sozialhilfeempfänger und Wohn-
sitzlose. Ein Höchstbeitrag wird 
bei 10% eines Gesamteinkom-
mens von 200 000.- Euro liegen.

Zum Aufbau des Solidarfonds 
muss jeder Versicherte dieser 
Krankenkasse - direkt oder in-
direkt - einen bestimmten An-
teil seines Beitrages, zum Beispiel 
30%  seiner Einzahlungen, in die-
sen Fonds abführen, weil dieser 
Anteil auch ihn bei schweren Er-
krankungen solidarisch absichert. 
Der Solidarfonds wird zusätzlich 
gegen sehr große Risiken durch 
eine europäische Rückversiche-
rung abgesichert. 

Als Anreiz für wirtschaftliches 
Haushalten mit dem eigenen Pa-
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Modellprojekt

Individuelle Gesundheitsversicherung

Der Verband „Frischer Wind e. V.“ legt das Modell für eine selbst-
bestimmte, effi ziente, unabhängige Krankenversicherung vor. 

Patientenkonto: Kostenerstattung 

statt Sachleistung  
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tientenkonto können jeweils zum 
Geburtstag 1%  der Einlagen die-
ses Patientenkontos als Geschenk 
ausbezahlt werden. Bei Tod des 
Kontoinhabers wird ein Anteil, 
zum Beispiel ein Drittel des noch 
vorhandenen Guthabens, an die 
Angehörigen ausgezahlt, ein wei-
terer Anteil, zum Beispiel ein Drit-
tel soll auf Krankenkassenkon-
ten von Angehörigen überwiesen 
werden und der Rest wird dem 
Solidarfonds zugeführt. 

Auch die Pfl egeversicherung 
kann in dieses System integriert 
werden. Damit werden Anreize 
unterbunden, die heute dazu füh-
ren, dass z.B. bei Demenz teure 
Antidementiva bei der Verschrei-
bung eingespart werden, und 
somit in der Pfl egeversicherung 
durch früher eintretende Pfl ege-
bedürftigkeit das Achtfache an 
Kosten produziert wird.

Zusätzlich ist eine Rechtschutz-
versicherung für medizinische 
oder fi nanzielle Probleme im Um-
gang mit Leistungserbringern im 
Beitrag enthalten. Für den Ein-
tritt in diese individuelle Gesund-
heitsversicherung ist ein Kontra-
hierungszwang vorgesehen, das 
heißt es brauchen keine Vorunter-
suchungen und Risikoausschlüs-
se durchgeführt zu werden. Die-
se Versicherung ist international 
zugänglich, desgleichen ist die In-
anspruchnahme von Leistungsträ-
gern nicht national begrenzt. 

Alle Patienten können zu den 
Leistungserbringern als Privatver-
sicherte kommen, die bürokra-
tischen Kosten (voraussichtlich 
1-2% aus dem Solidarfonds rei-
chen als Verwaltungskosten zur 
Steuerung einer derart verein-
fachten Gesundheitsversicherung 
aus) können stark minimiert wer-
den und dadurch entstehen auch 
an den Schnittstellen Hausarzt 
– Facharzt – Krankenhaus  weni-
ger Kosten durch Doppelunter-

suchungen. Der Markt mit Wett-
bewerb der Leistungserbringer in 
einem nahezu freien System sorgt 
für hohe Qualität. Die Übergänge 
ambulant - stationär und Haus-
arzt - Facharzt - Krankenhaus wer-
den nicht zu einer Budgetgrenze 
gegeneinander sondern zu einem 
systemfunktionalistischen, inte-
grativen und holistischem Mitein-
ander für die erkrankten Bürger.

Zuzahlungen und Ausnahmere-
gelungen als Produzenten teu-
rer Bürokratie braucht dieses 
Versicherungsmodell nicht. Das 
Zeitmanagement kann wieder in-
dividuell auf den Patienten ab-
gestimmt werden, Rationierung 
wird vermieden, das Modell führt 
zu mehr Service und zu einer indi-
viduelleren Behandlung bei opti-
mierter Bedarfsdeckung. Die freie 
Arztwahl mit besserer Qualität, 
mehr Patientenorientierung und 
Kooperation statt Konkurrenz 
wäre selbstverständlich.

Jeder Bürger führt unter der Be-
rücksichtigung eines Höchstbe-
trages wie oben bereits genannt 
zum Beispiel 10% seines Brutto-
einkommens an diese Versiche-
rung ab. Dieser Betrag wird sei-
nem jeweiligen Patientenkonto 
gutgeschrieben und zweckmäßi-
gerweise wird dadurch aus sei-
ner Krankenversichertenkarte 
eine Kreditkarte. Ein Anteil von 
30% wird  an den Solidarfonds in-
nerhalb dieser Krankenkasse ab-
geführt. Von den verbleibenden 
70% seiner Einzahlungen wird 
jeder Bürger für jeden Arzt und 
Leistungserbringer im  Gesund-
heitswesen zum Privatpatienten.  
Bei Wechsel in eine andere Ver-
sicherung nimmt der Versicher-
te das Guthaben seines Patien-
tenkontos mit, was auch für die 
Altersrückstellungen in der heu-
tigen Privatversicherung noch ju-
ristisch erkämpft werden soll.

Wenn bei sehr teuren oder lang-

wierigen Behandlungen das Pa-
tientenkonto und der Rahmen 
des Dreijahresdispositionskredi-
tes ausgeschöpft sind, werden die 
Kosten einer medizinisch notwen-
digen Behandlung zum einfachen 
Satz vergütet. Für Kinder führen 
wir ebenfalls ein eigenes Konto 
und bei sehr teuren Behandlun-
gen springt wieder der Solidar-
fonds zur Sicherung aller medi-
zinisch notwendigen Leistungen 
ein. Jedes Neugeborene könnte 
aus Steuergeldern die erste Ein-
zahlung auf sein Patientenkonto 
erhalten, was noch mit Politikern 
zu verhandeln wäre.

Auf Seiten der Leistungserbrin-
ger herrscht die bereits genann-
te freie Preisgestaltung im Rah-
men einer durch den Staat oder 
die eigenen Kammern vorgege-
benen Gebührenordnung. Leis-
tungserbringer müssen auf ihren 
Rechnungen den Steigerungsfak-
tor ausweisen wie dies in der der-
zeit gültigen GOÄ (Gebühren-
ordnung Ärzte) schon der Fall ist. 
Andererseits kann wie in der frü-
heren PREUGO (Preussische Ge-
bührenordnung) der 1 – 20-fache 
Satz liquidiert werden, wodurch 
die ungerechte Anwendung ei-
nes 2,3-fachen Steigerungssatzes 
beende würde. Falls das Patien-
tenkonto und die Überziehung 
aus dem Dreijahresdispositions-
kredit zur Bezahlung nicht aus-
reichen, werden die Rechnungen 
mit Geldern aus dem Solidarfonds 
ausgeglichen und die Leistungser-
bringer automatisch auf den ein-
fachen Satz gekürzt, damit eine 
zu großzügige Leistungserbrin-
gung auf Kosten der Solidarge-
meinschaft vermieden wird.

Dr. med. Michael Wey 

Vorsitzender „Frischer Wind e.V.“, 

Am Stadtgarten 28, 77855 Achern, 

Tel 07841/1444, Fax 07841/709334, 

E-Mail: friwind@t-online.de

www. friwind.
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Der Hauptgeschäftsführer der 
KV Berlin legt eine Analyse des 
Ist-Zustandes dieser Körperschaft 
vor. Sie ist zutreffend. 

Zitat:„...Aus der derzeitigen La-
gebeurteilung heraus wird die KV 
in ihrer jetzigen Struktur und mit 
ihren bisherigen Aufgaben bei 
den voraussehbaren wirtschaftli-
chen und politischen Entwicklun-
gen nicht überleben....“ 

Was einen als Kassenarzt demzu-
folge interessieren würde, wäre 
die Frage, wie wir unsere berech-
tigten Interessen in Zukunft ge-
gen die ewig klammen Zahlmeis-
ter verteidigen werden. Davon 
liest man nichts - außer: Die KV 
will nun eigene Projekte zur Inte-
grierten Versorgung entwickeln.

Im KV-Extrablatt kommen hoch-
karätige Kassenfunktionäre und 
Gesundheitspolitiker zu Wort. 
Deren Optimismus überträgt sich 
auf den Leser nicht, sondern es 
setzt sich die Überzeugung durch,  
dass es keine Fortexistenz der KV 
geben wird, „...weil die Mehrheit 
der Entscheidungsträger in der 
Gesellschaft die bisherigen KVen 
als obsolet und hinderlich be-
trachtet“ (Tesic). 

Aber wir werden getröstet: 
Nach Ansicht des Geschäfts-
führers einer Krankenkasse ge-
winnen durch Integrierte Ver-
sorgung alle: Die Versicherten 
„...durch mehr Transparenz über 
das Versorgungsgeschehen“, die 
Leistungspartner beim „...Ausbau 
der Marktpositionierung“und die 
Kostenträger „...durch die Mög-
lichkeit, nur mit geeigneten Leis-
tungspartnern zusammenzuar-
beiten.“ 

Wovon der Kassenchef nicht 
spricht, ist, wer den geeigneten 
Leistungsträger nach welchen Ge-

sichtspunkten defi niert. Der MDK 
jedenfalls hat sich bisher nicht für 
diese Aufgabe empfohlen. Kon-
kurrierende Arztgruppen dürf-
ten ebenfalls keine geeigneten 
Schiedsrichter sein. Keine Rede 
von der Einschränkung des ele-
mentaren Patientenrechtes auf 
freie Arztwahl und  die Aussicht, 
dass der Arzt als wirtschaftlich 
selbständiger Beruf unter die Rä-
der kommt. Die einzelvertragli-
che Basis bei der Integrierten Ver-
sorgung (GMG) führt dazu, dass 
die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen als Vetragspartner nicht zu-
gelassen sind. 

Es geht derzeit vor allem darum 
das Vertragsmonopol und den Si-
cherstellungsauftrag der KVen 
zu brechen. Ohne diese beiden 
Privilegien sind die KVen macht-
los jedem Kassendiktat ausge-
liefert. Diese Privilegien waren 
in der Vergangenheit die Beloh-
nung für ärztliches Wohlverhal-
ten, wenn der Ärzteschaft Zumu-
tungen verordnet wurden. Nach 
meiner Ansicht sind wir an ei-
nem Punkt angekommen, wo das 
Preis-Leistungsverhältnis nicht 
mehr stimmt. 

Ob man über ein Ende der KV 
Tränen vergießen müsste, hängt 
von zweierlei ab. Erstens: Vom 
Zeitpunkt des Beginns der Mit-
gliedschaft: Westberliner Kolle-
gen haben herrliche Zeiten er-
lebt. Ich besitze seit Januar 1996 
eine Zulassung und nehme die 
KV als überbürokratisierte Misser-
folgsstory war. 

Zweitens: Von der Größe der 
Praxis: Hohe Scheinzahlen ermög-
lichen auch heute noch hohe Ho-
norare. Bei Praxen mit geringe-
ren Scheinzahlen (die nicht immer 
durch einen insuffi zienten Praxis-

inhaber verursacht werden) bringt 
die qualitätsfeindliche Budgetie-
rung die Praxisinhaber langfristig 
unweigerlich ins Hintertreffen. 
Die gegenwärtige Situation führt 
zur Benachteiligung kleiner Pra-
xen gegenüber den Großen - das 
ist von der Politik so gewollt, von 
den Großpraxen (wortlos und kol-
legial) akzeptiert. 

Die Politik bevorzugt in An-
lehnung an Ulbrichts Satz vom 
„Überholen ohne Einzuholen“ 
eine Strategie, die man „Ent-
machten ohne Abzuschaffen“ 
nennen könnte. Die KV-Entmach-
tung folgt einer Salamitaktik, 
damit die Verursacher nicht als 
Schuldige erkannt werden, wenn 
es denn doch schief gehen sollte 
und die medizinische Versorgung 
der Bevölkerung nach den bishe-
rigen sozialen Grundsätzen einst 
vermisst werden sollte.

Wenn der EBM 2000+ nicht zu 
einer spürbaren und nachhalti-
gen Entspannung der Lage führt, 
ist die KV noch nicht de facto, 
aber konzeptionell, am Ende.

Ein negativer Ausgang wird 
auch unter Ärzten offensichtlich 
allgemein erwartet. Die Geister 
scheiden sich derzeit bei der Fra-
ge nach individuellen oder kol-
lektiven Rettungskonzepten. Um 
eine gemeinsame Klärung der 
kassenärztlichen Zukunft zu ver-
hindern, werden die Ärzte auf 
Nebenkriegsschauplätzen wie 
Qualitätssicherung, IV und DMP 
solange am Nasenring im Kreis 
geführt, bis ihre Verhandlungs-
macht atomisiert ist und sich die 
Frage selbst beantwortet.

Die ärztliche Verhandlungs-
macht an sich ist groß, voraus-
gesetzt, man ist sich nicht für die 
proletarische Devise zu schade, 
das Einigkeit stark macht. Kollek-
tiven Lösungskonzepten ist nach 
wie vor eindeutig der Vorzug zu 
geben. Einigkeit ist jedoch nur im 

Meinung

KV-Extra
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Kampf um sowohl vernünftige als 
auch durchsetzbare,  allgemein-
gültige „Essentials“ zu erhoffen, 
die für große Praxen genauso wie 
für kleine Praxen gelten müssen, 
für Spezialisten genauso wie für 
Generalisten, für Leistungserbrin-
ger genauso wie für Krankenkas-
sen. Letzterer Aspekt ist von Be-
deutung, da es ohne kooperative 
Haltung der Ärzte von der Gesell-
schaft keine Verlängerung für Pri-
vilegien geben wird. 

Ohne einen ärztlichen Kon-
sens bezüglich der Ziele lohnt es 
nicht zu kämpfen, endet jeder 
angedachte Streik, wie die Ver-
gangenheit beweist, in einem Il-
loyalitäts-Fiasko. Das deutsche 
Gesundheitssystem krankt nicht 
in erster Linie an Qualitätsmän-
geln, sondern vor allem an sei-
ner Bezahlbarkeit und der akuten 
Gefahr, den chronisch geworde-
nen Geldmangel durch falsche 
Weichenstellungen weiter zu ver-
schärfen, mit dem Ergebnis, dass 
das System qualitativ so bleibt 
wie es ist, gleichzeitig aber unso-
zial wird, was es bisher nicht war. 

KVen und Krankenkassen haben 
gemeinsam für die medizinische 
Versorgung der Bevölkerung zu 
sorgen. Die Ärzte (KVen) haben 
dabei ein Ausgabenproblem.   

Objektiv steigende Praxiskos-
ten, die Anspruchshaltung von 
Patienten, das Morbiditätsrisiko 
bzw. der medizinische Fortschritt 
und Leistungsmengenauswei-
tung sind wesentliche Ursachen. 
Die Leistungsmengenausweitung 
ist offenbar allseits akzeptiert. 
Das KV-typische Prinzip der Ge-
samtvergütung bei gleichzeiti-
ger Budgetierung führt ja „nur“ 
zu ärzteinternen Folgen, von de-
nen allerdings die scheinstarken 
Praxen besonders stark profi tie-
ren. Der resultierende Punktwert-
verfall ist katastrophal. Der EBM 
2000+ soll die Lösung bringen. 

Bald werden wir diesbezüglich 
mehr wissen.       

Die gesetzlichen Krankenkas-
sen haben ein Einnahmeprob-
lem durch eine anhaltende Wirt-
schaftsfl aute, deren Ende nicht 
absehbar ist. Durch die von der 
Wirtschaft geforderte und von 
der Politik akzeptierte Beitrags-
satzstabilität der Krankenkas-
senbeiträge (Lohnnebenkosten!) 
wird eine Problemlösung über 
Beitragssteigerungen unmöglich. 

Das fehlende Geld bringen der-
zeit die Patienten über Zuzah-
lungen und die Leistungserbrin-
ger über Honorarkürzungen auf. 
Während man die Patienten in 
dieser Situation bedauert, ist die 
Entwicklung bei den Ärzte poli-
tisch gewünscht und wird von der 
Bevölkerung emotionslos wahr-
genommen. 

Ohne Praxispleiten im großen 
Stil und/oder die Schaffung fi nan-
zieller Abhängigkeiten der Ärzte 
von (fachfremden?) Geldgebern 
geht das so nicht mehr lange wei-
ter. Über die Folgen geben sich 
weder Politiker noch Patienten, 
und offenbar auch die Ärzte kei-
ne Rechenschaft.  Der gegenwär-
tige Trend in der Gesundheitspoli-
tik wird zu einem Nebeneinander 
von Luxusversorgung und Unter-
versorgung der Patienten durch 
vorwiegend abhängig tätige Ärz-
te führen. Wollen wir das? 

Es geht um die Fortexistenz 
wirtschaftlich selbständiger Arzt-
praxen und einer optimalen me-
dizinischen Infrastruktur. Diese 
Problemkonstellation ist nicht mit 
Integrierten Versorgungsverträ-
gen, Qualitätsicherungssystemen 
und DMP zu meistern. Es kommt 
darauf an, Strukturprobleme auf-
zuspüren, zu benennen und sozi-
al verträglich zu beseitigen. 

Dr. med. Frank-Peter Hübner 

Diskussionsbeiträge an:

E-mail: fphuebner@aol.com

Reformvorstellungen

1. Erweiterung der Aufgaben 
von Berufsverbänden um ein 
berufspolitisches Mandat. 

2. Kostenerstattungsprinzip 
auf der Basis einer für Kranken-
kassen und Ärzte fairen, be-
triebswirtschaftlich kalkulier-
ten Gebührenordnung.

3. Quartalsabrechnung für je-
den gesetzlich versicherten Pa-
tienten. 

4. Bedarfsplanung bezüglich 
der regionalen Verfügbarkeit 
von hochspezialisierter und 
kostenintensiver Medizin. 

5. Kollektivverträge zwischen 
Berufsverbänden und den ge-
setzlichen Krankenkassen für 
gesetzlich garantierte Leistun-
gen als Regelfall, Einzelver-
träge zwischen Ärzten/Arzt-
gruppen/Krankenhäusern und 
Krankenkassen als Ausnahme
(s.Punkt 4). 

6. Abschaffung des Risiko-
strukturausgleichs. Erhebli-
che Reduktion der Kassenzahl 
durch Fusionen. Beibehaltung 
eines gleichen Leistungsrechts 
im Bereich der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 

7. Hilfsmittelvergabe auf kas-
senärztliches Rezept durch 
Krankenkassen.

8. GKV-Patienten erhalten ei-
nen eindeutig formulierten 
Leistungskatalog.  

9. Die Berufsverbände orga-
nisieren Fortbildungsveranstal-
tungen zu moderaten Preisen 
und zu wichtigen Themen. 

10. Für die verschiedenen Pra-
xistypen werden Qualitätssi-
cherungslisten erarbeitet. 

11. Keine fi nanzielle Privile-
gierung von Gemeinschaftspra-
xen.  

12. Das Prinzip einer Bürger-
versicherung sollte von den 
Ärzten unterstützt werden.   
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Dies ist deutlich, aber letztlich 
gilt bei Privatpatienten nichts an-
deres. Gem. § 278 BGB muss in ei-
nem Vertragsverhältnis - Behand-
lungsvertrag - im gleichen Umfang 
wie bei eigenem Verschulden für 
das Verschulden der Person ein-
gestanden werden, der man sich 
zur Erfüllung der Verbindlichkeit 
bedient hat.

Gesamtschuldnerische Haftung
Der Vertreter bzw. Angestellte, 

der einen Schaden bei Patienten 
herbeiführt, haftet grundsätzlich 
aber auch für unerlaubte Hand-
lungen nach § 823 BGB selbst. 
Beide zusammen, Praxisinhaber 
und Vertreter oder Assistent müs-
sen gesamtschuldnerisch für Pa-
tientenansprüche eintreten. Das 
heißt, jeder von ihnen muss al-
lein für den gesamten Schaden 
aufkommen, was der Patient na-
türlich nur einmal beanspruchen 
kann. Untereinander besteht so-
dann eine Ausgleichspfl icht.

Gefahrgeneigte Arbeit
Im Arbeitsrecht sind zum Grund-

satz, dass jeder zunächst selbst für 
Vorsatz und Fahrlässigkeit haf-
tet, Milderungsgründe erarbeitet 
worden, die sich „Grundsätze der 
gefahrgeneigten Arbeit“ nennen. 
Sie wirken nur im Verhältnis zum 
Arbeitgeber, nicht gegenüber 
dem Geschädigten. 

Gefahrgeneigte Arbeit meint, 

dass der Angestellte eine Arbeit zu 
leisten hat, die eine große Wahr-
scheinlichkeit in sich trägt, dass 
auch einem sorgfältigen Arbeit-
nehmer gelegentlich vermeidba-
re Fehler unterlaufen, mit denen 
aber aufgrund menschlicher Un-
zulänglichkeit erfahrungsgemäß 
zu rechnen ist.

Freistellungsanspruch
Soweit Praxisinhaber und An-

gestellter dem Patienten als Ge-
samtschuldner haften, kann der 
Angestellte im Innenverhältnis ei-
nen Freistellungsanspruch gem. § 
257 BGB haben und damit von ei-
nem Heranziehen zur Schadlos-
haltung des Praxisinhabers frei 
werden, wenn es gefahrgeneigte 
Arbeit war. 

 Ausgangspunkt ist, dass zu-
nächst wegen jeder fahrlässi-
gen Verletzung der Arbeitspfl icht 
dem Arbeitgeber für verursach-
ten Schaden einzustehen ist. Liegt 
eine gefahrgeneigte Arbeit vor 
und hat der Arbeitnehmer grob 
fahrlässig gehandelt, bleibt er 
dem Arbeitgeber zum Schadens-
ersatz verpfl ichtet, den dieser da-
durch erleidet, dass er dem Pati-
enten Ersatz leisten muss. 

Schadensquotierung
Hat der Arbeitnehmer nicht grob 

fahrlässig gehandelt, wird der 
Schaden bei „normaler Schuld“ 
zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer quotiert. Dabei sind 
im Einzelfall Gesamtumstände, 
Anlass und Folge des Schadens 
zu werten, sowie Gerechtigkeits-
grundsätze und Zumutbarkeit. 
Berücksichtigt wird bei Gerech-
tigkeitsüberlegungen z.B., wenn 
der Verdienst des Arbeitnehmers 
in deutlichem Missverhältnis zum 
verwirklichten Schaden steht. 
Läuft es auf nur eine geringe 
Schuld heraus, hat der Arbeitge-
ber i.d.R. den entstandenen Scha-
den allein zu tragen ohne Schad-
loshaltung beim Angestellten. Bei 
leichtester Fahrlässigkeit haftet 
der Arbeitnehmer gar nicht.

Der Beweis, dass es sich um eine 
gefahrgeneigte Arbeit handelte, 
die zu einer Haftungsentlastung 
des Arbeitnehmers führt, obliegt 
dem Arbeitnehmer.

Mitverschulden 
des Praxisinhabers 

Bei Abwägung, ob der Arbeit-
nehmer anteilig den Schaden zu 
tragen hat, ist noch zu Lasten des 
Praxisinhabers zu prüfen, ob ihn 
ein Mitverschulden trifft. Zu den-
ken ist daran, ob die erforderliche 
Überwachung durchgeführt, not-
wendige Gerätschaften zur Ver-
fügung gestellt, die Organisati-

Haftung

Wer haftet für Behandlungsfehler

von Vertretern und Assistenten?

Im Vertragsarztrecht ist es einfach, denn der Bundesmantelver-
trag-Ärzte bestimmt: „Werden Assistenten, angestellte Ärzte .. 
oder Vertreter beschäftigt, so haftet der Vertragsarzt oder das 
Medizinische Versorgungszentrum für die Erfüllung der vertrags-
ärztlichen Pfl ichten wie für die eigene Tätigkeit. Das gleiche gilt 
bei der Beschäftigung nichtärztlicher Mitarbeiter“ (§ 18, Abs. 2). 

Vertreter und Assistenten:

Der Praxisinhaber haftet
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Verordnung verschreibungspfl ichtiger Medikamente

Anträge auf Feststellung eines sonstigen Schadens 

Im  „Regresswesen“ ist ein neuer Trend zu beobachten. Die Krankenkassen stellen Anträge auf Fest-
stellung eines sonstigen Schadens, in denen den betroffenen Ärzte vorgeworfen wird, rezeptpfl ich-
tige Arzneimittel verordnet zu haben, obwohl es - nach Auffassung der Krankenkassen - gleichwer-
tige rezeptfreie Alternativen gibt. Hiervon betroffen sind zum Beispiel Antihistaminika.

Wirtschaftlicher Hintergrund die-
ser Anträge ist, dass seit Inkraft-
treten des GMG am 01.01.2004 
rezeptfreie Arzneimittel grund-
sätzlich nicht mehr zu Lasten der 
GKV verordnet werden können.  
Aufgrund der Verordnung eines 
verschreibungspfl ichtigen Präpa-
rats unterstellen die Krankenkas-
sen den betroffenen Ärzten Un-
wirtschaftlichkeit und beantragen 
die Festsetzung eines Regresses. 

Diese Vorgehensweise begegnet 
in rechtlicher Hinsicht sowohl for-
mellen als auch materiellen Be-
denken. 

Der Antrag auf Feststellung ei-
nes sonstigen Schadens ist in § 
48 BMV-Ä geregelt. Danach kann 
der sonstige durch einen Ver-
tragsarzt verursachte Schaden, 
der einer Krankenkasse aus der 
unzulässigen Verordnung von 
Leistungen, die aus der Leistungs-
pfl icht der gesetzlichen Kranken-
versicherung ausgeschlossen sind, 

durch die Prüfungseinrichtungen 
nach § 106 SGB V festgestellt wer-
den. Bei den aktuellen Fällen wird 
den Ärzten jedoch nicht die Ver-
ordnung eines aus der Leistungs-
pfl icht der GKV ausgeschlossenen 
Präparats, sondern eine zulässige 
aber vermeintlich unwirtschaftli-
che Verordnung vorgeworfen. In-
soweit ist zweifelhaft, ob es sich 
beim Antrag auf Feststellung ei-
nes sonstigen Schadens um die 
richtige Verfahrensart handelt.

Auch in materieller Hinsicht be-
stehen Bedenken. Die Verordnung 
eines verschreibungspfl ichtigen 
Präparats kann nicht pauschal als 
unwirtschaftlich angesehen wer-
den. Vielmehr kommt es darauf 
an, ob für die Verordnung des 
verschreibungspfl ichtigen Präpa-
rats statt eines rezeptfreien Mit-
tels ein hinreichender medizi-
nischer Grund bestand, sie also 
notwendig war. Dies kann z.B. 
der Fall sein, wenn ein Patient die 

rezeptfreie Alternative nicht ver-
trägt (Neben- und Wechselwir-
kungen), er ein stärkeres Medika-
ment benötigt etc.

Den von den Anträgen auf Fest-
stellung eines sonstigen Schadens 
betroffenen Ärzten ist zu raten, 
gegenüber den Prüfgremien die 
Möglichkeit der Stellungnahme 
zu nutzen und unter Verweis auf 
die Dokumentation die medizini-
sche Notwendigkeit der Verord-
nung zu begründen. Wichtig ist 
daher auch hier eine ausreichen-
de Dokumentation, anhand derer 
sich nachweisen lässt, warum ver-
schreibungspfl ichtige Präparate 
verordnet wurden.

Rechtsanwältin Dr. iur. Melanie Arndt,

Rechtsanwalt Christoph Altmiks, 

Ehlers, Ehlers & Partner

Meinekestraße 13, 10719 Berlin

Tel.: 030/ 887 12 60

Fax: 030/ 886 76 11-1

E-mail: berlin@eep-law.de

on sachgerecht vorgenommen 
und überwacht wurde, ob der Ar-
beitnehmer nach seinen Fähigkei-
ten eingesetzt und nicht überfor-
dert oder überlastet ist. Trifft den 
Arbeitgeber danach ein Mitver-
schulden, ist dies bei der Schuld-
verteilung zwischen Chef und An-
gestelltem zu berücksichtigen.

Vertreter keine Arbeitnehmer
Ärztliche Vertreter sind i.d.R. 

nicht Angestellte, sondern vorü-
bergehend für den Praxisinhaber 
stellvertretend tätig. Die Behand-

lungsverträge kommen mit dem 
vertretenen Praxisinhaber zustan-
de und nicht mit dem Stellvertre-
ter. Daher haftet der Praxisinha-
ber gegenüber Patienten auch 
für Fehler seines Vertreters. Rück-
griffmöglichkeiten zur Schad-
loshaltung beim Praxisvertreter 
ergeben sich nicht aus dem Ar-
beitsrecht, aber aus allgemeinem 
Vertragsrecht. 

Es gilt, was allgemein für Pfl icht-
verletzungen bei Verträgen be-
stimmt ist: Verletzt der Schuldner 
eine Pfl icht aus dem Schuldver-

hältnis, so kann der Gläubiger Er-
satz des hierdurch entstandenen 
Schadens verlangen (§ 280 BGB). 

Diese Grundsätze gelten im Zivil- 
und Arbeitsrecht. Ist der Schaden 
auf eine Straftat zurückzuführen, 
haftet strafrechtlich jeder immer 
nur für die eigene Verantwort-
lichkeit. 
Rechtsanwältin Moina Beyer-Jupe & 

Rechtsanwalt u. Notar Claudio Jupe

Goethestr. 47, 10625 Berlin

Tel. 030-318 6100, Fax. 030- 313 5313 

RAe.Jupe@t-online.de

www.beyer-jupe.de
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Berliner Krebsgesellschaft e.V.
14. Seminar für die Pfl egeberufe in 
der Onkologie - „Neue Therapiekon-
zepte und Standards der Supportiv-
therapie von Tumorpatienten“ 
Referent: E. Thiel, Berlin
Datum:  28.09.05, 9.30-16 Uhr
Ort: Haus der Kaiserin-Friedrich- 
 Stiftung,  Robert-Koch-Platz 7,  
 10115 Berlin
Gebühr:  kostenlos
Sonstiges:  Da die Anzahl der Plätze  
 begrenzt ist, wird um 
 Anmeldung gebeten.
Auskünfte:  Tel.: 030-280 41 955, 
 Fax: 030-282 41 36,   
info@berliner-krebsgesellschaft.de

Berliner Psychoanalytisches
Institut e.V.
Karl-Abraham-Institut

Balintgruppen für Ärzte und 
Klinische Psychologen
Referent: Dr. med. Michael
 Mühlinghaus
Datum: 14-tägig mittwochs,
 20.30-22h
Ort: Körnerstr. 11, 10785
 Berlin
Gebühr: 220,-€/Semester
Auskünfte: Tel. 030/2655 4918, Fax -19

BfA Klinik Seehof
Seehof-Kolloquium

Spiritualität und psychische
Erkrankung
Referenten: Prof. Dr. M. Linden,
 Prof. Dr. theol. K. Kliesch
Datum: 20.8., 10-12Uhr
Ort: BfA Klinik Seehof, Lichter-
 felder All. 55, 14513 Teltow
Auskünfte: Tel. 03328/345-679, Fax -555

Brandenburgische Akademie für 
Tiefenpsychologie und analyti-
sche Psychologie e.V.

Psychoanalyse Aus-/Weiterbildung
Psychotherapie Aus-/Weiterbildung
für Ärzte und Psychologen

Vorlesungszyklus
Psychotherapie/Tiefenpsychologie
Leitung: Dr. med. Roger Kirchner
Datum: einmal monatlich
Ort: St. Johanneshaus, Cottbus,  
 Adolph-Kolping-Str. 16
Gebühr: 2.000,- €/Kurs Ärzte,
 9.000,- € Psychologen
Sonstiges: 224 Punkte f. ärztl.
 Weiterbildung, 600 Pkte.
 für psychol. Ausbildung

Vorlesungszyklus Psychoanalyse
Leitung: Dr. med. Roger Kirchner
Datum: einmal monatlich
Ort: St. Johanneshaus, Cottbus,  
 Adolph-Kolping-Str. 16
Gebühr: 1.500,- €/Jahr (5 Jahre)
Sonstiges: 600 Punkte für Ärzte und  
 Psychologen (Theorie)

Gesprächstraining
zur Patientenbetreuung
Leitung: Dr. med. Roger Kirchner,  
 Dr. med. Karin Walz
Datum: Sa., nach Anforderung
Ort: St. Johanneshaus, Cottbus,  
 Adolph-Kolping-Str. 16
Gebühr: 120,- €/16 UE/2 Tage
Sonstiges: 16 Punkte für Ärzte und   
 Psychologen

Psychosomatische
Grundversorgung
Leitung: Rainer Suske
Datum: auf Anfrage
Ort: Cottbus
Gebühr: 1.000,- €/Kurs (ca. 80h)

Balintgruppenarbeit
Leitung: Dr. med. Roger Kirchner
Sonstiges: 4 Punkte für Ärzte und
 Psychologen

Auskünfte: Tel. 0355/472845, 
 Fax 0355/472647

Caritas Klinik Pankow
Dr. Eric P. M. Lorenz
4. Pankower Hausarztabend

Proktologie aktuell – Diagnostik und 
Therapie des Hämorrhoidalleidens
Referent: Dr. Eric Lorenz,
 Dr. Fedor Ernst 
Termin: Mittwoch 17.8.05, 18 Uhr
Ort:  Kavalierhaus, Caritas Klinik 
 Pankow, Breite Str. 46,
 13187 Berlin
Gebühr: keine 
Sonstiges:  ÄK Berlin, 2 + 2 Zert.-Pkte,  
 Imbiss nach der Veranstalt.
Auskünfte: Tel. 030 47517345

Charité Campus Mitte
Humboldt-Universität
Klinische und experimentelle 
Fortbildungsveranstaltung 2005

Innere Medizin mit Schwerpunkt 
Kardiologie, Angiologie, Pneumologie

Gerinnungsstörungen nach herzchir-
urgischen Eingriffen – ein Update
Referent: Dr. med. Ch. von Heymann
Termin: 08.08.05, 16.15 Uhr

Sterbehilfe und Patientenschutz
Referent: Prof. Dr. Jochen Taupitz 
Termin: 15.08.05, 16.15 Uhr

Konzeption der Therapieforschung 
an der Charité
Referent: Priv.-Doz. Dr. Frank Wagner
Termin: 22.08.05, 16.15 Uhr
Ort: Konferenzraum B, Hoch-
 haus, Charité Campus Mitte
Sonstiges: Zert. d. Ärztekammer: 2Pkte

Charité Campus Mitte
Klinik für Psychiatrie und 
Psychotherapie
Berliner Überregionale 
Weiterbildung in analytischer 
Psychosentherapie
Vorträge von Prof. Stavros Mentzos, Dr. 
Günter Lempa, Prof. Christian Scharfetter, 
Prof. Y. Alanen und drei kasuistisch 
technische Seminare (jeweils 90min).
Termin:  22./23.10.05, (08.30 – 20.00  
 und 09.30 – 13.00)
Ort:  Charité Campus Mitte, 
 Hörsaal im Hochhaus und  
 Nervenklinik.
Sonstiges: Zertifi zierung ist beantragt
Auskünfte:  www.charite.de/psychiatrie/ 
 aktuelles.html oder 
dorothea.vonhaebler@charite.de bis 30. 09.

Charité Campus Virchow-Klinikum

Arbeitskreis für pädiatrische 
Sonographie

Echokardiographie 
in der Kinderheilkunde
Referent: Dr. Jens Timme
Termin: Mi., 17.08., 18-19.30 Uhr
Sonstiges: Bitte bringen Sie, wenn   
 möglich, Patienten mit! 
 Ärztekammer Berlin 2+1 Pkte

Pädiatrische Radiologie
inderradiologisches Kolloquium 
Vorstellung und Besprechung aktueller 
Fälle
Leitung: PD Dr. Thomas Riebel
Termin: 8.8.05, 12.9.05, 10.10.05,  
 14.11.05, 12.12.05, jeweils  
 19:00 – ca. 21:00 Uhr
Gebühr: Keine
Sonstiges:  Fortbildungspunkte: 2 + 1

Ort: Demonstrationsraum der  
Kinderradiologischen Abteilung, Tiefpar-
terre der Kinderklinik, Campus Virchow-
Klinikum, Medizinische Fakultät der   
Humboldt-Universität, Augustenburger 
Platz 1, 13353 Berlin 
Auskünfte:  PD Dr. Thomas Riebel,
 Tel.: (030)450-557804
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Ärztlicher Fortbildungskalender
Für die Mitteilungen tragen die Veranstalter die Verantwortung, die Redaktion übernimmt nur die presserechtliche Verantwortung.

Wir bitten um Ihr Verständnis, dass wir die Meldung Ihrer Fachfortbildungsveranstaltungen ausschließlich elektronisch 
annehmen können. Bitte informieren Sie sich unter www.berliner-aerzteverlag.de/fortbildung die Möglichkeiten und 
Tools der elektronischen Meldung. Vielen Dank!
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Deutscher Hausärzteverband

Informationen und Praxisbörse für 
angehende Hausärzte

28. Deutscher Hausärztetag
vom 28. Sep. bis 01. Okt. 2005

Termin: Fr., 30.9.05, 14–16:30 Uhr
Ort: Dorint Novotel Hotel 
 Sanssouci, Jägerallee 20,  
 14469 Potsdam
 Die Teilnahme an der 
 Veranstaltung ist kostenfrei  
 Eine Anmeldung ist 
 erforderlich!
Auskünfte: Tel. 030/3129243

Ebel-Kliniken
Heinrich Heine Klinik

Durch die Nacht zum Licht

Psychoanalytische Aspekte
der Depression - Aktueller Stand 
der pharmakologischen Hilfs-
möglichkeiten

Referenten:  Prof.Dr.med. Peter Kutter
 Dr.med. Jörg Koch
Termin: Mi., 28.9.2005, 18.00 Uhr
Ort: Vortragssaal der Heinrich- 
 Heine-Klinik, Am Stinthorn 42,  
 14476 Neu Fahrland/Potsdam
Sonstiges: Fortbildungspunkte bei der  
 Landesärztekammer 
 Brandenburg beantragt.
Auskünfte: Tel: 033208/56-0, Fax: 56651,  
E-Mail:  koch.hhk@ebel-kliniken.com

Prof. Dr. med. habil. H. Eichhorn

Psychosomatik-Kurs
Intensivkursus für KV-Zulassung

Datum: Beginn 17.09., nur Wochen-
 endtage
Ort: Berlin-Mitte
Sonstiges: Begrenzte Teilnehmerzahl
Auskünfte: Tel. 033841/30172,
 Fax 033841/30173

EUROFORUM

MVZ-
Medizinische Versorgungszentren

Von der Gründung zum Betrieb - 
Praxiswissen aus 1. Hand

Leitung:  Dr. Thomas Bohle
 Prof. Dr. Thomas Kersting
 Sascha Voigt de Oliveira
Termin: 29.9., Köln
 3.11., Berlin
Gebühr: 1.099,- €
Auskünfte: Tel. 0211/9686-3637,
 Tel. 0211/9686-4040

Wirbelsäulenkurs Ä2
Termin: 05.09. bis 11.09.05
Ort: Berlin
Sonstiges: 60 UE
Gebühr: 555,00 EUR

Wirbelsäulenmanipulationskurs Ä3
Termin: 07.10. – 11.10.2005
Ort: Berlin
Sonstiges: 40 UE
Gebühr: 380,00 EUR

Ärzteabschlusskurs Ä4
Sonderkurse ohne vorausges. abgeschlos-
sene Weiterbildung Manuelle Medizin

Sommerfelder Muskelkurse
Termin: 20.10. – 22.10.2005
Ort: Sommerfeld  (Aufbaukurs)
Sonstiges: 24 UE
Gebühr: 260,00 EUR

Funktionelle Diagnostik und 
Therapie von Sportverletzungen 
und Sportschäden
Teil II HWS, Schulter, Hand
Termin: 15.10.2005
Ort: Cottbus
Sonstiges: 8 UE
Gebühr: 125,00 EUR

Klinisches Praktikum Manuelle 
Medizin und Orthopädische Woche 
für Ärzte in Weiterbildung 
Manuelle Medizin
Termin: 17.10. – 19.10.2005 (24UE)
 20.10. – 21.10.2005 (16UE)
Ort: Sommerfeld 
Sonstiges: 24 UE  
Gebühr:  200,00 EUR/100,00 EUR

Muskelkurse nach Prof. Janda
Termin: 29.09. bis 02.10.2005
Ort: Sommerfeld (Aufbaukurs)
Sonstiges: 24 UE
Gebühr: 280,00 EUR

Sonderkurse für Ärzte mit 
abgeschlossener Weiterbildung 
Manuelle Medizin/Chirotherapie

Schulter-Arm-Syndrome
Termin: 24.09. – 25.09.2005
Ort: Berlin
Sonstiges: 14 UE
Gebühr: 185,00 EUR

Refresherkurse

HWS + Schulter + obere Extremität
Termin: 03.09.2005
Ort: Berlin
Sonstiges: 8 UE
Gebühr: 125,00 EUR

BWS + Rippen
Termin: 04.09.2005
Ort: Berlin
Sonstiges: 8 UE
Gebühr: 125,00 EUR

Auskünfte: Sekretariat der ÄMM,   
Frankfurter Allee 263, D-10317 Berlin, 
Tel. 030/522-79440, Fax 030/522-79442
e-mail - AEMM.Berlin@t-online.de

Deutsche Gesellschaft für 
ärztliche Hypnose und 
autogenes Training, 
Landesstelle Berlin

Hypnose II
Referent: Dr. A. Bürmann-Plümpe
Datum: 13./14.8.
Gebühr: 260,-€  (Zert. 14+4 Pkte)

Progressive Muskelentspannung 
nach Jacobson II
Referent: Dr. Silvia Schmidt
Datum: 20./21.8.
Gebühr: 260,-€ (Zert. 15 Pkte)

Hypnose I
Referent: Dr. A. Bürmann-Plümpe
Datum: 3./4.9.
Gebühr: 260,-€ (Zert. 14+4 Pkte)

Hypnose III
Referent: Dr. A. Bürmann-Plümpe
Datum: 17./18.9.
Gebühr: 260,-€ (Zert. 14+4 Pkte)

Progressive Muskelentspannung 
nach Jacobson I
Referent: Dr. Silvia Schmidt
Datum: 24./25.9.
Gebühr: 260,-€ (Zert. 15 Pkte)

Ort: Praxis Dr. Bürmann-Plümpe,  
 Hildegardstr. 31, 10715   
 Berlin
Auskünfte: Tel. 030/8552 400,
 Fax 8550 6065

Deutsche Gesellschaft
für Manuelle Medizin
Dr. Karl-Sell-Ärzteseminar

Kurs III - Manuelle Medizin für Ärzte
Referenten: Dr. Hartmann, Dr. Thiele,  
 Dr. Lawall
Datum: 15.-18.9. und 22.-25.09
Ort: Berlin
Gebühr: Mitglieder 555,-€, 
 Nichtmitglieder 675,-€
Auskünfte: Sekretariat der M.W.E.,   
 Tel. 07562/97180

Deutsche Gesellschaft für 
Manuelle Medizin
Ärzteseminar Berlin (ÄMM) e.V.

Weiterbildungskurse zum Erwerb 
der Zusatzbezeichnung 
Chirotherapie für Ärzte

Theorie- und Informationskurs 
Termin: 22.10. – 23.10.2005
Ort: Berlin
Sonstiges: 12 UE
Gebühr: 90,00 EUR

Extremitätenkurs Ä1
Termin: 24.10. – 30.10.2005  
Ort: Berlin
Termin: 26.11. – 02.12.2005  
Ort: Sommerfeld
Sonstiges: 60 UE
Gebühr: 555,00 EUR
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Institut für Tropenmedizin Berlin

Grundkurs Reisemedizin

Referent: PD Dr. Thomas Jelinek
Datum: 22./23.10. und 19./20.11.,
 4 Tage
Gebühr: 430,-€
Sonstiges: 21 Punkte

Refresherkurs Reisemedizin

Referent: PD Dr. Thomas Jelinek
Datum: 26.11.
Gebühr: 120,-€

Ort: Alte Aula, DRK-Klinikum  
 Westend
Auskünfte: Tel. 030/3011 6701, Fax -10

Kaiserin-Friedrich-Stiftung

9. Wiedereinstiegskurs für Ärztinnen 
und Ärzte nach berufsfreiem
Intervall

Datum: 9.-20.1.2006
Ort: Kaiserin-Friedrich-Haus
 in Berlin-Mitte
Gebühr: 850,-€
Sonstiges: 80 Stunden ärztliche Fort-
 bildung und Vermittlung
 eines Hospitationsplatzes,
 Voraussetzungen: mindes-
 tens zweijährige Berufs-
 pause, mindestens zwei-
 jährige frühere ärztliche  
 Tätigkeit.
 Anmeldefrist 31.10.05

77. Klinische Fortbildung für haus-
ärztlich tätige Allgemeinmediziner 
und Internisten

Leitung: Prof. Dr. med. Jürgen
 Hammerstein
Datum: 5.-10.9.05
Ort: Kaiserin-Friedrich-Haus im
 Charité-Viertel und Berli-
 ner Krankenhäuser
Gebühr: 590,-€
Sonstiges: Anmeldefrist 12.8.05

78. Klinische Fortbildung für haus-
ärztlich tätige Allgemeinmediziner 
und Internisten

Leitung: Prof. Dr. med. Jürgen   
 Hammerstein
Datum: 28.11.-3.12.05
Ort: Kaiserin-Friedrich-Haus
Gebühr: 590,-€

Auskünfte: Tel. 030/3088 8920,
 Fax -26,
 kfs@kaiserin-friedrich-
 stiftung.de,
 www.Kaiserin-Friedrich-  
 Stiftung.de

Institut für analytische 
Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapie im Förderverein 
für Kleinianische Psychoanalyse 
und Weiterentwicklungen e.V.

Weiterbildung in TfP /analytische 
PT für Ärzte (Pädiatrie/Kinder- und 
Jugendpsychiatrie) 

Ausbildung zum Kinder- und 
Jugendlichentherapeuten in 
analytischen Verfahren für 
Psychologen, Dipl.- (Sozial)-
Pädagogen (staatlich anerkannt)

Zusatzqualifi kationenen für PP, 
ÄP in analytischer KJPT, 
zertifi zierte Fortbildungen, 
Säuglings- und Kleinkind-
beobachtungen
Ort: Berlin
Auskünfte: Dienstag 15-17h
 Tel./Fax  030/2790 8947,   
 apb-kinderinst@gmx.de

Institut für 
medizinische Diagnostik

Hepatitis C - Klinik, Diagnostik und 
Therapieansätze
Referenten: Dr. med. Th. Berg, 
 Dr. med. A. Pascher, 
 Dr. med. A. Vergopoulos
Datum: Mi., 17.8., 19Uhr

Infektionen mit humanpathogenen 
Herpesviren
Referent: Prof. Dr. med. R. v. Baehr, 
Datum: Mi., 31.8., 19Uhr

Ort: Institut für medizinische 
 Diagnostik, Hörsaal, 2. Eta-
 ge, Nicolaistr. 22, 12247 B.
Sonstiges: Fortbildungspunkte be-
 antragt, AIP anrechenbar
Auskünfte: Tel. 77001 400

Institut für Psychosomatik 
und Psychotherapie (IPP) 
Postdam-Babelsberg e.V.

Der heilsame Umgang mit Scham: 
Wiederholung des 1. Teiles
Referent: Dipl. Psych. Dr. Maarten
Datum: 19.-21.8.
Ort: IPP, Potsdam
Gebühr: 260,-€

Institut für Psychotherapie e.V. 
Berlin
Psychoanalytische und psychothera-
peutische Aus- und Weiterbildung

Informationsveranstaltung
Datum: 7.9., 19.30h
Ort: IfP, Goerzallee 5, 12207 B.
Auskünfte: Tel. 030/8418 6767, 
 Mi. 19-20h,    
 if.psychotherapie@berlin.de

 www.ifp-berlin.de

Ev. Waldkrankenhaus Spandau
Abt. für Orthopädie und Abteilung 
für Kinder- und Jugendmedizin

Interdisziplinäres Kinderorthopä-
disches Symposium

Fragestellungen Möglichkeiten Pers-
pektiven
Referenten: Dr. med. M. Flemming, 
 Priv. Doz. Dr. med. J. P. Haas,
 Dr. med. A. Helmers, 
 Dr. med. F. Jochum, 
 Prof. Dr. med. W. Noack,  
 Prof. Dr. med. K. D. Parsch
Termin: Sa., 13.8.05; 10 - 16.15 Uhr 
Ort: Ev. Waldkrankenhaus 
 Spandau, Stadtrandstr. 555,  
 D-13589 Berlin

Gebühr: keine. 
Sonstiges: Zert. durch die Ärztekammer  
 Berlin (6 Punkte).
Auskünfte: Tel: 030-3702-1022; 
 Fax: 030-3702-1080; 
Mail: Paediatrie@waldkrankenhaus.com

Gesellschaft für Gastro-
enterologie und Hepatologie

Klinisch-Gastroenterologische 
Konferenz

Endoskopie und Proprofol-Sedie-
rung: Verbotene Liebe?
Moderation: R. Drossel, H.J. Schulz
Datum: 31.8.05, 18 s.t. -19.30h
Ort: Campus Virchow-Klinikum,  
 Hörsaal 6, Mittelallee 10 
 (Nordschiene), Augusten-
 burger Platz 1, B-Wedding

Gesellschaft für Geburtshilfe 
und Gynäkologie
Wissenschaftliche Sitzung

Gynäkologische Krebsvorsorge: Was 
bringt der HPV-Nachweis

Gynäkologische Krebsvorsorge: 
Prophylaktische und therapeutische 
Impfung
Termin: 21.09.05, 19.30 Uhr         
Ort: Kaiserin-Friedrich-Haus,
 Robert-Koch-Platz 7,
 10115 Berlin
Auskünfte: Tel. 30 88 89-25

Dr. Herbert A. F. Hofmann
Komplikationsvermeidung bei
Port-Katheter-Systemen
Leitung: Dr. Herbert A. F. Hofmann
Termin: 19.10.2005, 17-19 Uhr
Ort: Kassenärztliche Vereinigung  
 Berlin, Konferenzraum
 Masurenallee 6 A, 14057  B.
Gebühr:  Keine 
Sonstiges: Fortbildungspunkte: Ärzte-
 kammer Berlin, 2 Punkte
Auskünfte: Fon 030/44 33 99 0
 Fax 030/44 33 99 26
E-Mail: praxis@dr-hofmann-chirurgie.de
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Erstmalig wird die funktionale Sensitivität eines SPECT-Systems mit der anatomischen 
Detailgenauigkeit eines Mehrzeilen-CT kombiniert. So sind molekulare Veränderungen 
feststellbar, ehe morphologische Veränderungen sichtbar werden.

Siemens Medical Solutions that help 

www.siemens.de/medical

Symbia TruePoint SPECT·CT.
Eine Untersuchung. Ein Arbeitsablauf. Unvergleichbare Flexibilität.

Norddeutsches Kollegium 
für Energetische Psychologie

Energy Psychology® 
Level I Ausbildung
Sonstiges: 32 FB-Punkte
Termin: 24 / 25.9.05 (Teil 1) + 26. /  
 27.11. (Teil 2), je Sa. 13-20h  
 und So. 10-18h 
Leitung: A. Vlamynck
Ort: Praxis für integrative 
 Therapie, Grolmanstr. 51  
 (Nähe Savignyplatz)
Auskünfte: Tel.. 881 52 51    
 a.vlamynck@web.de

Psychotherapeutenkammer 
Berlin
(Kammer für Psychologische 
Psychotherapeuten und Kinder- 
und Jugendlichenpsycho-
therapeuten im Land Berlin)

2. Landespsychotherapeutentag
Berlin

„Einheitliches Berufsbild und Vielfalt 
des Vorgehens“

25. und 26. August 2005
Ort: Audimax der Humboldt-Universität 
in Berlin.
Auskünfte: Telefon: 030 / 887140 – 0
www.psychotherapeutenkammer-berlin.de

Vivantes Klinikum
im Friedrichshain
3. Berliner Orthopädie-Forum:
Beruf und Sport nach Knie- und 
Hüftendoprothese
Wiss. Leitung: PD Dr. Büttner-Janz

Referenten: OA Dr. Steinmetz, Dr. Schmidt
Datum: 24.8.05, 18 Uhr
Ort: Vivantes Klinikum im Fried-
richshain, Hörsaal Haus 8, Landsberger Al-
lee 49, 10249 Berlin
Auskünfte: Tel. 4221-1306 oder
karin.buettner-janz@vivantes.de

1. V.A.C. Kongress Berlin
Modernes Wundmanagement - 
Indikationen und Erfahrungen

Leitung: Prof. Dr. med. habil. 

 K. Gellert

Datum: 24.9., 9-16h

Ort: „Alte Pumpe“, Lützowstr.  

 42, 10785 Berlin

Gebühr: 20,-€

Auskünfte: Tel. 030/5518 2311, Fax -12

Praxis für integrative Therapie
A. Vlamynck

Bonding-Casriel therapeutische 
„Kuschelparty“ (offene Gruppe)

Leitung:  A. Vlamynck

Termin: Di. 13.9. 19.45h

Ort: MAUZ, Paul-Lincke-Ufer 39

Gebühr: 20-40,- EUR 

Norddeutsches Kollegium für 
Energetische Psychologie

Informations-Abend:
Energy Psychology®

Leitung: A. Vlamynck

Termin: Mo. 12.9.05, 20.00-21.30h

Ort: Praxis für integrative 

 Therapie, Grolmanstr. 51 

 (Nähe Savignyplatz)

Sonstiges: Anmeldung erbeten 

Norddeutsches Kollegium 
für Energetische Psychologie

Supervision Energy Psychology®

Leitung: A. Vlamynck

Termin: Mo. 19.9., 19.30-22h

Ort:  Praxis für integrative 

 Therapie, Grolmanstr. 51  

 (Nähe Savignyplatz)

Klinikum Brandenburg
Frauenklinik

Aktuelle Probleme in der 
gynäkologisch-geburtshilfl ichen 
Sonographie
Referenten: Prof. Dr. Bollmann, 
 PD Dr. Baier, 
 Prof. Dr. Chaoui, 
 PD Dr. Eichhorn, 
 Prof. Dr. Faber, Dr Hille,   
 Dr. Seefried, PD Dr. Tunn
Datum: 3.9., 9-17h
Gebühr: 75,-€
Auskünfte: OA Dr. Dalicho,
 Tel. 03381/41 1402,
 Fax 41 1409,    
 dalicho@klinikum-
 brandenburg.de

Dr. med. Jochen Korsukewitz
Diagnostik und Therapie der 
diastolischen Herzinsuffi zienz
Referent: PD Dr. Tschöpe
Datum: 20.9.05, 19.30 Uhr.
Ort: Reinickendorfer Str. 5,
 13347 Berlin-Wedding
Auskünfte: Tel. 4652056

Paritätisches Krankenhaus
Lichtenberg

Transsexualismus, Möglichkeiten 
und Grenzen
Leitung: Prof. Dr. med. habil. 
 K. Gellert
Referent: Prof. Dr. med. D. Elling
Datum: 8.9., 15h
Ort: Oskar-Ziethen-Krkhs., Spei-
 sesaal, Eingang Hubertusstr.

Aktueller Algorithmus
der Reanimation
Leitung: Prof. Dr. med. habil. 
 K. Gellert
Referent: M. Reinhold
Datum: 22.9., 15h
Ort: Oskar-Ziethen-Krkhs., Spei-
 sesaal, Eingang Hubertusstr.
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Das 3-Fragen-Interview

Therapieoptimierung

bei Eierstockkrebs

Die Prognose des Ovarialkarzinoms ist in hohem Maße abhängig vom 
Stadium der Erkrankung zum Zeitpunkt der Erstdiagnose. Da es keine 
charakteristischen Frühsymptome gibt, wird der Tumor leider oft erst er-
kannt, wenn eine Heilung kaum oder nicht mehr möglich ist. Daraus er-
klärt sich die hohe Mortalität dieses Tumorleidens. – Auskünfte über ak-
tuelle und künftige Behandlungsstrategien sowie über einige Aspekte 
der Patientenbetreuung gab dem Berliner Ärzteblatt die Leitende Ober-
ärztin der Frauenklinik der Technischen Universität München, Klinikum 
rechts der Isar, Univ.-Prof. Dr. med. Barbara Schmalfeldt: Prof. Dr. med. Barbara Schmalfeldt

BÄ: Welche Bedeutung hat das 
Ovarialkarzinom im Bereich der 
Onkologie und wie steht es um 
die Frage der Früherkennung?

Prof. Schmalfeldt: Dieses Tumor-
leiden gehört nach Brust- und 
Darmkrebs mit zu den häufi gsten 
Krebserkrankungen der Frau. Es 
steht an 6. Stelle, weist aber von 
allen gynäkologischen Krebser-
krankungen die höchste Mortali-
tät auf und ist deshalb eine sehr 
bedrohliche Erkrankung. Trotz 
vieler Aktivitäten auf diesem Ge-
biet gibt es bisher keine effekti-
ve Screeningmaßnahme. Auch die 
regelmäßige Vaginalsonographie 
und die routinemäßige Bestim-
mung von bestimmen Markern 
(CA 125) im Blut hat bisher zu kei-
ner verbesserten Früherkennung 
geführt. 

BÄ: Was ist heute State-of-the-
Art in der Therapie und welche 
Entwicklungen sind für ein künf-
tiges Behandlungsregime wün-
schenswert oder bereits in Sicht? 

Prof. Schmalfeldt: Die optima-
le Therapie des Eierstockkrebses 
beinhaltet die Operation mit Ent-
fernung des sichtbaren Tumor-
gewebes und die anschließen-
de Kombinations-Chemotherapie 
mit zwei Medikamenten. Da das 
Ovarialkarzinom bei Erstdiag-
nose meist im gesamten Bauch-

raum ausgebreitet ist, erfordert 
das operative Vorgehen in den 
meisten Fällen Erfahrung, speziel-
le Kenntnisse des Operateurs und 
ein Krankenhaus mit der Möglich-
keit im Team mit dem Chirurgen 
und anderen Fachrichtungen zu 
kooperieren. 

Wichtig ist zudem, dass eine In-
tensivstation sowie ein Blutdepot 
zur Verfügung stehen, um eine 
optimale Betreuung der Patientin 
auch nach der Operation zu ge-
währleisten. Dies ist enorm wich-
tig, da die Patientinnen, bei de-
nen der gesamte im Bauchraum 
verstreute Tumor entfernt wer-
den konnte, eine signifi kant bes-
sere Überlebenschance haben als 
Patientinnen, bei denen das nicht 
optimal möglich war.

Bei der anschließenden Chemo-
therapie hat die Kombination aus 
Carboplatin und Paclitaxel (Taxol) 
bisher in Hinblick auf Wirkung 
und Nebenwirkungsspektrum die 
höchste Effektivität gezeigt und 
wird auch bei Rückfall der Erkran-
kung nach einem therapiefrei-
en Intervall von 6 Monaten noch-
mals empfohlen. – Hier ist es Ziel 
der Forschung, Kombinationen 
mit besserer Verträglichkeit zu 
fi nden, da die Patientinnen häu-
fi g noch unter Nebenwirkungen 
von der Erstbehandlung leiden. 

Nach der Therapie mit Taxanen 
sind dies meist Neuropathien, z.B. 
Gefühlsstörungen an Händen und 
Füßen. Eine Vermeidung dieser 
Nebenwirkung könnte man mit 
einer Kombinations-Chemothe-
rapie aus Carboplatin und pegy-
liertem liposomalen Doxorubicin 
(Caelyx) erzielen. Dies soll in einer 
gerade anlaufenden internatio-
nalen Studie bei Patientinnen mit 
Ovarialkarzinom und Rückfall der 
Erkrankung geprüft werden. 

BÄ: Welche Rolle kommt dem 
Hausarzt sowie dem niedergelas-
senen Gynäkologen im gesamten 
Problemkomplex zu und wo gilt 
es, eventuell bestehende Defi zite 
auszugleichen?

 In den meisten Fällen sind es un-
spezifi sche Symptome wie Mete-
orismus und neu aufgetretene 
Stuhlgangsunregelmäßigkeiten, 
die die Frau mit Ovarialkarzinom 
zum Hausarzt führen. Dieser lei-
tet die Diagnostik ein und stellt 
die Verdachtsdiagnose. 

Entscheidend für den weite-
ren Verlauf der Erkrankung ist 
die Einweisung der Patientin in 
ein Zentrum mit der Möglich-
keit zur interdisziplinären Ope-
ration. Bei der Suche nach einem 
geeigneten Zentrum können die 
Internetseiten der Arbeitsgemein-
schaft Gynäkologische Onkologie 
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Bluthochdruck bereitet keine 
Schmerzen! Einerseits erfreulich, 
aus der Sicht der Therapeuten 
jedoch einer der gravierenden 
Gründe für teils massive Defi zite 
oder Vernachlässigungen im Be-
handlungskonzept, denn fast je-
der Dritte der in einer aktuellen 
Emnid Online Community erfass-
ten Hypertoniepatienten nimmt 
es nicht so genau mit der regel-
mäßigen Therapiekontrolle durch 
seinen Arzt. In diesem Zusammen-
hang verwies der Ärztliche Direk-
tor der Albert-Schweitzer-Klinik 
in Königsfeld, PD Dr. Stephan Ja-
cob, auf den gerade in der Hyper-
toniebehandlung äußerst wichti-
gen Faktor Patientencompliance. 
Aber die Ergebnisse der Befra-
gung stehen dagegen: Nur 4% 
der Patienten hatten an einer Pa-
tientenschulung zum Thema Blut-
hochdruck teilgenommen und 
35% suchten ihren Arzt nur halb-
jährlich oder sogar seltener auf. 
– Eine Situation, die weder eine 
vernünftige Therapiekontrolle 
noch eine regelmäßige und adä-
quate Medikation erlaubt.

Jakob appellierte, den Bluthoch-
druck nicht isoliert zu betrachten 

und erinnerte an die vielfältigen 
Begleit- und Folgeerkrankungen, 
insbesondere an das kardiovasku-
läre Risiko und die oft über lan-
ge Zeit unerkannten Störungen 
des Glukose- und Fettstoffwech-
sels. Dies alles bedingt in erster 
Linie die konsequente Blutdruck-
einstellung auf die Ziel-
werte 130/85 mmHg. 
Leider gelingt das bis-
lang nur bei 70% der 
Hypertoniepatienten, 
jeder Vierte erreicht sie 
nicht.

Zur Erreichung der ge-
setzten Therapieziele 
ist neben einer konse-
quenten und anhalten-
den Lebensstilveränderung (v.a. 
Ernährung und Bewegung) meis-
tens auch der Einsatz mehrerer 
Antihypertensiva erforderlich. 
Dabei macht es Sinn, wie Jacob 
herausstellte, Synergie-Effekte zu 
nutzen und sowohl auf die Stoff-
wechselproblematik als auch auf 
organprotektive Effekte hinsicht-
lich Nephropathie, LVH, Endothel-
funktion usw. zu achten (Abb.1). 
„Hier weisen gerade Kombinatio-
nen von ACE-Hemmern mit Calci-

um-Antagonisten besondere Vor-
züge auf.“ Vorzüge, die z.B. das 
vom Pharmaunternehmen Merck 
Pharma GmbH entwickelte Kom-
binationspräparat Eneas –  einer 
Fixkombination mit den Wirk-
stoffen Nitrendipin und Enala-
pril – bietet. Die SYST-EUR- Studie 
hat gerade für diese Kombinati-
on eine deutliche Reduktion des 
Mortalitätsrisikos gezeigt (Abb.2). 
Außerdem leistet dieses Präpa-
rat aufgrund der nur einmal tägli-
chen Applikation einen wichtigen 
Beitrag zur Patientencompliance 
in der Langzeitbehandlung der 
Hypertonie.

Auf der Grundlage seiner tradi-
tionellen Kompetenz im Bereich 
Bluthochdruck hat Merck, so be-

richtete Dr. Wolfgang Knirsch, 
Darmstadt, ein als „CardioMeta-
bolic Care“ bezeichnetes integra-
tives Konzept entwickelt, das mit 
einem innovativen Ansatz all jene 
Aktivitäten bündelt, die unter 
Berücksichtigung und Einbezie-
hung von Begleiterscheinungen 
wie Herz-Kreislauferkrankungen, 
Fettstoffwechselstörungen, Me-
tabolisches Syndroms und Diabe-
tes für eine optimale Behandlung 
der Hypertonie erforderlich sind.

Hypertonie

Es gibt noch viel Potenzial für 

Therapieverbesserungen 

Klares Ergebnis einer Emnid-online-Befragung: Patienten mit 
Bluthochdruck wünschen sich für ihre antihypertensive Therapie 
in erster Linie eine gute Verträglichkeit der Medikamente, eine 
effektive und sichere Blutdrucksenkung sowie ein einfaches Be-
handlungsschema. 

www.ago-online.com bzw. 
www.Eierstock-Krebs.de helfen.

Die aktuelle Erhebung zur Qua-
litätssicherung der Therapie des 
Ovarialkarzinoms in Deutschland 
der AGO  hat gezeigt, dass die 

Patientinnen, die in Kliniken mit 
Studienteilnahme behandelt wer-
den, eine signifi kant bessere Pro-
gnose aufweisen. – Es wird also 
sehr deutlich, dass der Hausarzt 
bei der Erkennung der Erkran-

kung, der Überweisung der Pati-
entin in das richtige Therapiezen-
trum und bei der anschließenden 
Nachbetreuung und Nachsorge 
eine Schlüsselrolle hat. 
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Bereits heute leben in Deutsch-
land mehr als 1 Million Menschen 
mit dementiellen Störungen und 
die Zahl der unmittelbar Betrof-
fenen wird sich in den nächsten 
30 Jahren verdoppeln. Bei dem 
üblicherweise langsamen, oft 
sehr schleichenden Verlauf kön-
nen leichte Gedächtnislücken, 
Wortfindungsschwierigkeiten 
und Störungen der örtlichen 
sowie zeitlichen Orientierung 
erste Hinweise auf den spürba-
ren Beginn einer DAT geben. 
Im weiteren Verlauf treten zu-
nehmende Beeinträchtigungen 
kognitiver und globaler Funktio-
nen sowie der Alltagskompetenz  
auf, was sich z.B. in einer Abnah-

me der Gedächtnisleistung, des 
Denk- und Urteilsvermögens so-
wie in Veränderungen im sozi-
alen Verhalten und nachlassen-
der Affektkontrolle äußern kann. 
Später sind die Betroffenen nicht 
mehr in der Lage, normale All-
tagsaufgaben ohne fremde Hilfe 
zu bewältigen.

Wenn auch die eigentlichen Ur-
sachen dementieller Störungen 

noch immer nicht erforscht sind, 
gehen Experten heute dennoch 
davon aus, dass bereits mehrere 

Jahrzehnte vor den ersten erkenn-
baren Symptomen neuropatholo-
gische Veränderungen im Gehirn 
einsetzen und zunehmend extra-
zelluläre Ablagerungen amylo-

idhaltiger Plaques entstehen. 
Diese führen im Verlauf zu ei-
nem Verlust von Synapsen und 
letztlich zum Neuronen-
verlust, wobei die Schä-
digung der Nervenzel-
len schließlich mit einem 
Mangel des Neurotrans-
mitters Acetylcholin as-
soziiert ist. – Hier setzt 
die heute mögliche The-

rapie an mit dem Ziel, die 
Symptomatik zu verbes-
sern und die Progressi-
on zu verlangsamen. Im Ergebnis 
geht es um den möglichst langen 
Erhalt der Lebensqualität und der 
Zeitverzögerung bis zur Heimein-
weisung.

Diese Therapieziele sind mit 
modernen Acetylcholinesteras-
einhibitoren erreichbar, wobei 

das hochselektive Aricept nach 
Einschätzung der Arzneimittel-
kommission der deutschen Ärz-
teschaft (AkdÄ) sowie der Deut-
schen Gesellschaft für Neurologie 
(DGN) aufgrund der überzeu-
genden Studienlage zu den Mit-
teln der ersten Wahl gehört. Das 
Medikament wurde hinsichtlich 
seiner Wirksamkeit in der DAT-
Behandlung in die höchste Evi-
denz-Kategorie eingestuft. – Da-
mit steht eine effektive und gut 
verträgliche Alzheimer-Therapie 

zur Verfügung, die die Kriteri-
en der evidenz-basierten Me-
dizin in allen relevanten Berei-
chen erfüllt.

Um maßgeblich beizutra-
gen, Demenzpatienten in ihrer 
häuslichen Umgebung mehr Le-
bensqualität zu bieten und ihre 
Angehörigen in der Pfl ege zu 
unterstützen, haben der AOK-
Bundesverband, die AOK Bay-

ern gemeinsam mit den forschen-
den Pharmaunternehmen Eisai 
und Pfi zer die „Initiative Demenz-
versorgung in der Allgemeinmedi-
zin“ (IDA) ins Leben gerufen. Ziel 
dieses wissenschaftlichen Projek-
tes ist es, die Versorgung von De-
menzpatienten zu verbessern und 

in der hausärztlichen Versorgung 
Strategien zu entwickeln, die den 
Betroffenen die Chance bietet, 
möglichst lange in ihrer gewohn-
ten heimischen Umgebung leben 
zu können.  
Nähere Informationen über 

www.projekt-ida.de
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Alzheimer Demenz

Lebensqualität erhalten, Zeit gewinnen

Demenzen werden künftig in unserem Gesundheitssystem eine 
immer größere Rolle spielen. Die Krankheit manifestiert sich vor-
rangig im fortgeschrittenen Lebensalter, wobei die Demenz vom 
Alzheimer Typ (DAT) mit etwa 60% aller Fälle die häufi gste Form 
darstellt.
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BÄ: Was ist eigentlich Alkoholis-
mus?

Mundle: Alkoholismus ist ein Ober-
begriff für drei Zustände: erstens 
überhöhten, riskanten Alkoholkon-
sum, zweitens Alkoholmissbrauch 
und drittens Alkoholabhängigkeit.

BÄ: Wie sind diese Zustände de-
fi niert?

Mundle: Riskanter Konsum ist 
gegeben, wenn jemand die von 
der Weltgesundheitsorganisati-
on WHO festgelegten Werte re-
gelmäßig überschreitet und somit 
ein erhöhtes Risiko von körperli-
chen und psychischen Folgeschä-
den eingeht. Die Grenzwerte lie-
gen bei 200g Alkohol für Männer 
und 100g für Frauen pro Woche. 
Pro Tag bedeutet dies 0,3 Liter 
Wein bzw. 0,6 Liter Bier bei Män-
nern, bei Frauen halb so viel plus 
1-2 abstinente Tage. Zu beach-
ten sind neben den Trinkmengen 
auch die Trinkmuster. Besonders 
gefährlich sind hier Trinkexzesse, 
z.B. am Wochenende, mit Trink-
mengen über 60-80g, die allein 
für sich zu erheblichen Schäden 
führen können. 

Liegen bereits Schädigungen 
vor, so spricht man von einem 
schädlichen Alkoholkonsum. Eine 
Abhängigkeit ist eine psychische 
Erkrankung und liegt dann vor, 
wenn der Betroffene seinen Kon-
sum nicht mehr steuern kann und 
sein Verhalten von einem starken 
Wunsch, beinahe einem Zwang 
nach Alkohol geleitet wird. Die 
Trinkmenge spielt hierbei keine 
zentrale Rolle.

BÄ: Wie viele Menschen in 
Deutschland haben Probleme mit 
Alkohol?

Mundle: Nimmt man alle drei 
Kategorien zusammen, so kommt 
man auf 15 Prozent der Bevöl-
kerung, also rund 10 Millionen. 
Alkoholabhängigkeit, also die 
schlimmste Form, betrifft etwa 
1,5 Millionen Menschen.

BÄ: Wer kann in Alkohol-Abhän-
gigkeit geraten?

Mundle: Süchtig kann jeder wer-
den. Das ist kein Problem einer 
bestimmten Gesellschaftsschicht. 
Der Alkoholiker am Bahnhof fällt 
allgemein auf, der Alkoholiker im 
Büro aber nicht.

BÄ: Wie erkennen Ärzte und An-
gehörige, dass jemand ein Alko-
holproblem hat?

Mundle: Die Symptome sind – vor 
allem bei riskantem und schädli-
chem Konsum – unspezifi sch. Da-
her hilft nur Nachfragen. Typische 
Folgeschäden, die ein Hinweis auf 
einen erhöhten Alkoholkonsum 
sein können, sind z.B. Gastritis, er-
höhte Leberwerte, Erkrankungen 
der Mundschleimhaut oder auch 
Depressionen. Bei Abhängigkeit 
äußert sich das Problem schon 
viel deutlicher: über gerötete Ge-
sichtshaut, übermäßiges Schwit-
zen und Zittern zum Beispiel, des-
weiteren darüber, dass jemand 
oft alkoholisiert ist.

BÄ: Wie kann man alkoholkran-
ken Menschen helfen?

Mundle: Bei riskantem und 
schädlichem Konsum muss es 
Ziel sein, die Alkoholmenge un-
ter die WHO-Grenzwerte abzu-
senken. Bei Abhängigkeit helfen 
nur Entwöhnung und totale Ab-
stinenz. Der Betroffene darf auf 
keinen Fall mit Alkohol in Berüh-
rung kommen. Selbst der Konsum 

von Medikamenten oder Kosme-
tikprodukten auf alkoholischer 
Basis wie Mundspülungen ist eine 
große Gefahr, weil selbst diese 
geringen Mengen einen Rückfall 
darstellen und zu einem Abrut-
schen in alte Konsummuster füh-
ren können.

BÄ: Wissen Hersteller, Ärzte und 
Konsumenten um diese Gefahr?

Mundle: Das Wissen um solche 
Gefahren ist heute zwar größer als 
früher. Aber im Bewusstsein vieler 
Hersteller, Ärzte und Verbraucher 
ist das hohe Risiko, das von Präpa-
raten mit Alkohol ausgeht, noch 
längst nicht fest genug verankert. 
Das heißt: Viele Hersteller produ-
zieren immer noch Medikamente 
oder Spülungen auf alkoholischer 
Basis, und viele Ärzte verschrei-
ben Patienten, die ein Alkohol-
problem haben, diese Produkte. 
Noch einmal: Für trockene Alko-
holiker ist das fatal.

BÄ: An wen kann sich wenden, 
wer Probleme mit Alkohol hat?

Mundle: Erster Ansprechpart-
ner ist der Hausarzt. Ganz wichtig 
sind auch Suchtberatungsstellen; 
es gibt sie in jeder größeren Stadt. 
Institutsambulanzen in psychiatri-
schen Kliniken helfen ebenfalls 
weiter. Zudem gibt es Selbsthilfe-
gruppen, etwa die Anonymen Al-
koholiker. Die Oberbergkliniken 
halten übrigens ein spezialisiertes 
Angebot bereit, das vor allem auf 
betroffene Ärzte, Zahnärzte und 
Apotheker zugeschnitten ist. 

Weitere Informationen: 

Beratungsservice der Oberbergklini-

ken, Tel. 0180 / 56257405 (Mo-Fr

9-17 Uhr), info@oberbergkliniken.de

Interview

Abhängigkeit ist eine psychische Erkrankung

Interview mit PD Dr. med. Götz Mundle, Chefarzt der Oberbergkliniken Schwarzwald in Hornberg, Facharzt 
für Psychiatrie und Psychotherapie sowie Mitglied des Suchtforschungsverbundes Baden-Württemberg
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Extrinsische sowie intrinsische 
Faktoren, insbesondere Sonnen-
einstrahlung, Hormonverschie-
bungen (z.B. Pille oder Schwan-
gerschaft), v.a. aber auch die 
fortschreitende Hautalterung 
führen bei vielen Menschen an 
besonders UV-Licht-exponierten 
Arealen (Gesicht, Hände, Unterar-
me, Dekolleté) zu lokal begrenz-
ten, fl eckenartigen Hautverfär-

bungen (Lentigo Senilis). Dabei 
handelt es sich i.d.R. um Erschei-
nungen, die in engem Zusammen-
hang mit einer Überproduktion 
von körpereigenem Melanin ste-
hen. „Die häufi gsten kosmetisch 
störenden Hyperpigmentierun-
gen sind“, wie Univ.-Prof. Martina 
Kerscher, Hamburg, darlegte „fa-
ziale Melanosen wie das Melasma 
(Chloasma) und die Riehl-Melano-
se, Epheliden (Sommersprossen) 
und Lentigines (Sonnen- und Al-
tersfl ecken).“

Mit dem neuen Pfl egeprogramm 

Iklen Serum und Iklen Creme von 
Merck Médication Familiale Fran-
ce kann diesem Problem jetzt ef-
fektiv entgegen gewirkt werden. 
Die beiden Pfl egeprodukte ent-
halten das in den japanischen Pola 

Laboratorien entwickelte synthe-
tische Molekül 4-n-butylresorcinol 
(Rucinol), das im Prozess der Pig-
mentsynthese über einen frühen 
Reaktionsschritt die Bildung aller 
Melanintypen verhindert und so 
erstmals die Ursache und nicht die 
Symptome der Hyperpigmentie-
rung behebt. Außerdem hemmt 
Rucinol im weiteren Verlauf das 
„tyrosinase related protein-1“ 
(TRP-1) und wirkt damit der Ent-
stehung von schwarzem Melanin 
entgegen, das für die intensivere 
Färbung der Hautfl ecken verant-
wortlich ist. Im Ergebnis der ge-
zielten Wirkungen auf die Schlüs-
selreaktionen der Melanogenese 
wird während des normalen 28-
tägigen Erneuerungszyklus der 
Oberhaut eine völlige Entfärbung 
der Pigmentfl ecken erreicht.

Hyperpigmentierung der Haut

Innovatives Pfl egemittel gegen „Altersfl ecken“

Für den dermatokosmetisch tätigen Hautarzt stellt die Behandlung von Hyperpigmentierungen eine Heraus-
forderung dar. Neben einer umfassenden Beratung und sehr guten Compliance des Patienten ist v.a. die Wahl 
des geeigneten depigmentierenden Wirkstoffes von Bedeutung. Mit dem Pfl egeprogramm Iklen ist jetzt erst-
mals ein kausaler Behandlungsansatz verfügbar.  

Nach der Behandlung

Vor der Behandlung

Im Prozess der Pigmentsynthese wird über einen frühen Reaktionsschritt die 

Bildung aller Melanintypen verhindert
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Seit der Einführung von Insulin 
glargin in Deutschland vor fünf 
Jahren hat sich die Therapiewelt 
für Typ-1- und Typ-2-Diabetiker 
verändert. Bei BOT wird die ora-
le Therapie beibehalten und zu-
sätzlich nur einmal täglich Insulin 
graglin (Lantus) gespritzt. Durch 
das gleichmäßige Wirkprofi l des 
Basalinsulins wird der Blutzucker 
rund um die Uhr effektiv gesenkt, 
die Patienten müssen keine ver-
mehrten Hypoglykämien fürch-
ten. Sowohl für den Patienten 
wie für den behandelnden Arzt 
hat sich damit die Insulintherapie 
wesentlich vereinfacht, betont 

PD Dr. Klaus-Jürgen Ruhnau, 
Facharzt für Innere Medizin und 
Diabetologie aus Berlin. 

Ruhnau meint, dass der Einstieg 
in die Insulinbehandlung keines-
wegs nur noch Sache der Spezia-
listen sei. Auch der Hausarzt kön-
ne den Patienten begleiten und 
anleiten. Das Therapieprinzip sei 
einfach und effi zient und lasse 
sich dem Patienten gut vermit-

teln. Zudem könnten die Ärzte 
leichter die psychologische Insu-
lin-Barriere überwinden. Entschei-
dende Vorteile seien vor allem die 
nur einmal tägliche Injektion, das 
drastische Absenken bedrohlicher 
Unterzuckerung und ein konstan-
tes Körpergewicht. Die BOT sei 
der ideale Einstieg zur „aufwen-
digeren“ Insulin-Regimen.

Was den Nachweis der Wirkung 
von Lantus betrifft, so nimmt die 
Meta-Regressionsanlayse von Yki-
Järvinen eine ganz bedeutende 
Position ein, erklärt Dr. Hellmut 
Mehnert, München. Darin wur-
den Daten aus drei klinischen Stu-
dien mit 1.800 Typ-2-Diabetikern 
unter BOT mit Insulin glargin und 
NPH-Insulin verglichen. Die mit 
Lantus behandelten Diabetiker 
wiesen eine bessere Stoffwechsel-
kontrolle und gleichzeitig signifi -
kant weniger nächtliche Hypogly-
kämien als NPH-Patienten auf.  

Bestätigt wurde das durch die 
„Treat-to-Targe“-Studie von Ridd-
le et al. (2003), erklärte Prof. Dr. 
David Raymond Owens, Penarth, 
UK. Im Vergleich zu NPH-Insulin 
konnte unter Insulin glargin der 
HbA1c-Wert um 0,9 Prozent stär-
ker gesenkt werden, ohne das Ri-
sikovon Hypoglykämien zu erhö-
hen. 

Ergänzt wurde das durch die 
jüngst publizierte LAPTOP-STUDIE 
Janka et al. (2005), die zeigt, dass 
der Einstieg in die Insulintherapie 
beim Typ-2-Diabetes mit einmal 
täglicher Gabe von Insulin glar-
gin einfacher und wirksamer ist 
als die Therapie mit zweimal täg-

lich Mischinsulin. Die BOT führte 
zu einer signifi kant stärkeren Re-
duktion des HbAc-Wertes (-1,64 
vs -1.31 Prozentpunkte). Mehr 
Patienten erreichten sowohl das 
HbA1c-Ziel von kleiner 7,0 Pro-
zent ohne bestätigte nächtliche 
Hypoglykämie als auch das Ziel ei-
nes Nüchternglukosewertes < 100 
mg/dl. Unter Lantus traten be-
deutend weniger bestätigte Hy-
poglykämien auf (4,07 vs 9,87/Pa-
tientenjahr). Zudem bestand ein 
Trend zu geringerer Gewichts-
zunahme, hob PD Dr. Andreas 
Hamann, Bad Nauheim, hervor.

Hamann berichtete, dass zu den 
neuesten Studien über Insulin 
glargin ORIGIN gehört, die außer-
dem die erste Langzeitstudie mit 
einem Insulinanalogon darstellt. 
Diese multinationale, multizen-
trische, randomisierte Studie, an 
der 10.000 Patienten teilnehmen, 
überprüft, inwieweit die Verab-
reichung von Insulin glargin bei 
Patienten mit hohem kardiovas-
kulärem Risiko und gleichzeitig 
leicht erhöhten Plasmanüchtern-
glukosewerten, einer gestörten 
Glukosetoleranz oder Typ-2-Di-
abetes eine Reduktion der dia-
betesbedingten KHK-Endpunkte 
Herzinfarkt bzw. Tod durch Herz-
infarkt bewirken kann. Erste Er-
gebnisse sind für das Jahr 2008 zu 
erwarten. 

Diabetesbehandlung

Einfaches Therapieprinzip

Das Therapieprinzip der Basalunterstützten Oralen Therapie (BOT) mit 
Insulin glargin ist einfach und effi zient und kann daher den Patienten 
gut vermittelt werden. So kann der Hausarzt den Patienten beim Start 
in die Insulintherapie begleiten und anleiten. 

Dr. Hamann: Trend zu geringerer 

Gewichtszunahme

Dr. Ruhnau: Die Insulintherapie hat 

sich wesentlich vereinfacht
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BÄ: Was sind „Wellness-Farben“ 
und welchen gesundheitsrelevan-
ten Effekt haben sie?

Dr. Then: Unter Wellness-Farben 
fasst die Firma Caparol Produkte 
zusammen, die dem Kunden ne-
ben der technischen und gestal-

terischen Funktion einer Innen-
wandfarbe einen zusätzlichen 
Nutzen bieten. Der Begriff „Well-
ness“ wurde gewählt, weil durch 
Verwendung dieser Farben das 
Wohlbefi nden im Raum gestei-
gert werden kann. 

So ist z. B. Caparol Sensitiv frei 
von Lösemitteln und Konser-
vierungsstoffen sowie allergie-

auslösenden Inhaltsstoffen und 
damit bestens geeignet für sen-
sible Bereiche und Personen. Elec-
troShield von Caparol ist eine 
Grundierung, die es ermöglicht, 
elektrische Felder und elektro-
magnetische Strahlung um bis zu 
99,9 % zu reduzieren. Das dritte 
Produkt aus der Wellness-Farben-
Reihe ist CapaSan. 

Dabei handelt es sich um eine 
aktive Innenwandfarbe, die in 
der Lage ist, mit Hilfe von Licht 
über photokatalytische Prozesse 
Schadstoffe abzubauen. Dies kön-
nen sowohl Raumluftverunrei-
nigungen wie z.B. Formaldehyd 
oder Nikotin sein, aber auch Kei-
me wie Pilze und Bakterien kön-
nen deutlich reduziert werden.

Neben eigenen Untersuchungen 
im Hause Caparol wurden die Ei-
genschaften der Wellness-Farben 
von unabhängigen Gutachtern 
bestätigt.

BÄ: Wo fi nden z.B. Farben mit 
der Bezeichnung „ElectroShield“ 
oder „Sensitiv“ ihre spezielle An-
wendung?

Dr. Then: Caparol Sensitiv fi ndet 
häufi g Anwendung in Bereichen, 
in denen sensible Personen ver-
kehren wie z.B. Krankenhäuser 
oder Arztpraxen. Aber auch Pri-
vatpersonen mit Allergieproble-
men setzen diese Farbe häufi g in 
ihrem Wohnumfeld ein.

Mit ElectroShield reagiert die Fir-
ma Caparol auf die wachsende Dis-
kussion zum Thema Elektrosmog. 

Die Grundierung ermöglicht dem 
Privatanwender, in seiner Woh-
nung Ruhezonen zu schaffen, in 
der die Belastung durch Elektro-
smog auf ein Minimum reduziert 
wird. Aber auch die Anwendung 
in Hotels oder Krankenhäusern ist 
im Hinblick auf bestmögliche Er-
holung der Gäste bzw. Patienten 
sinnvoll.

BÄ: Welchen Nutzen können die-
se Spezialfarben in Räumen von 
medizinischen Einrichtungen er-
bringen – z.B. in Krankenhäusern 
und Warteräumen des ambulan-
ten Bereiches – und worauf rich-
ten sich weitere Forschungen?

Dr. Then: Die Wellness-Far-
ben von Caparol wurden entwi-
ckelt, um das Wohlbefi nden in 
Innenräumen zu erhöhen. Ne-
ben Caparol Sensitiv, das frei von 
Konservierungsmitteln und aller-
gieauslösenden Stoffen ist und 
sich somit grundsätzlich für den 
Einsatz in sensiblen Bereichen eig-
net, ist auch ein Produkt wie Ca-
paSan für die Anwendung in me-
dizinischen Räumen geeignet. 

Die photokatalytische Wirkung 
sorgt mit Hilfe von Licht dafür, 
dass die Raumluftqualität durch 
den Abbau von Gerüchen und 
Schadstoffen verbessert und die 
Keimzahl auf der Oberfl äche der 
Farbe reduziert wird. Beides Fak-
toren, die gerade in medizini-
schen Einrichtungen eine Rol-
le spielen und dort einen Vorteil 
bringen.

Das 3-Fragen-Interview

Gesundes Raumklima durch „Wellness-Farben“

Im Ergebnis umfassender Forschungen hält der Baufarbenhersteller Caparol neben einer Vielzahl 
von Materialien zur modernen Raumgestaltung seit einiger Zeit so genannte „Wellness-Farben“ in 
drei verschiedenen Ausführungen bereit. Über grundlegende Aspekte dieser innovativen, teils TÜV-
zertifi zierten Produkte äußerte sich exklusiv für das Berliner Ärzteblatt der bei Caparol im Bereich 
Anwendungstechnik für Wellness-Farben zuständige Dipl.-Chem. Dr. Dirk Then: 

Dr. Dirk Then: „...frei von Lösemitteln 

und Konservierungsstoffen sowie 

allergieauslösenden Inhaltsstoffen 

und damit bestens geeignet für sen-

sible Bereiche und Personen.“
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Dass bei der Wahl des indivi-
duell ausgerichteten Behand-
lungskonzeptes in der Therapie 
psychischer Erkrankungen wie 
Schizophrenie oder Bipolare Stö-
rungen das subjektive Wohlbe-
fi nden des Patienten eine immer 
größere Rolle spielt, ist für Exper-
ten ein „entscheidender Paradig-
menwechsel“. Dabei kommt v.a. 
der Patientencompliance eine 
zentrale Rolle zu, da mangelnde 
Kooperation eine der Hauptursa-
chen für Rezidive und Hospitali-
sierungen darstellt. 

Univ. Prof. Volker Arolt, Müns-
ter, postulierte in diesem Zusam-
menhang: „Compliance erfordert 
ein klares Konzept der Gesamt-
therapie“. Damit meinte er, von 
Anfang an sowohl die Kontrolle 
der akuten Symptome, als auch 
den langfristigen Therapieerfolg 
im Blick zu haben. Dabei geht es 
um ein „Bündnis zwischen Arzt 
und Patient“, das den Patienten 
soweit wie möglich in alle Prozes-
se einbezieht und die Bedeutung 
und Bereitschaft einer langfris-
tigen Medikamenteneinnahme 
vermittelt. Non-Compliance ist in 
der Therapie von Schizophrenie 
und Bipolaren Störungen eine der 
größten Gefahren für den anzu-
strebenden Behandlungserfolg.

Der Compliancewert einer me-
dikamentösen Therapie defi niert 
sich heute nicht allein durch die 
gute Wirkung auf die Positiv-
symptomatik. „Entscheidend sind 
vielmehr auch ein sehr gutes Ver-
träglichkeitsprofi l sowie eine zu-
sätzlich gute Wirksamkeit auf 

Angstsymptomatik, kognitive De-
fi zite sowie auf depressive und 
negative Symptome.“ 

Diesen „Mehrwert“ an Wirksam-
keit, der für den Therapieerfolg 
in der Akut- und Langzeitbehand-
lung von hoher Bedeutung ist, 
bescheinigte Arolt insbesondere 
dem Atypikum Seroquel (Wirk-
stoff Quetiapinhemifumarat). 
Er ist v.a. in der Behandlung von 
Schizophrenie und Bipolaren Stö-
rungen von enormer Bedeutung, 
da die genannten Begleitsymp-
tome i.d.R. bei diesen Patienten 
auftreten und ihnen erschweren, 
langfristig ein weitgehend „nor-
males Leben“ zu führen.

Univ. Prof. Siegfried Kaiser, Wien, 
erläuterte vor diesem Hintergrund 
die Unterschiede der verfügbaren 
Atypika und dass „Quetiapin ne-
ben der Verbesserung der Positiv-

symptomatik auch eine breite und 
gute Wirkung auf die Symptome 
der Schizophrenie wie Denkpro-
zessverfall, depressive Stimmung 
und Angst“ aufweist. Er bezog 
sich u.a. auf eine Studie (Sacchet-
ti et al. 2003), die im Vergleich mit 
Olanzapin und Risperidon nach 
acht Wochen einen deutlich stär-
ker verbesserten PANSS-Score un-
ter Quetiapin ergeben hat.

Kaiser bezeichnete zudem durch 
Medikamente bewirkte starke 
Gewichtszunahme, die Erhöhung 
der Prolaktinspiegel und das Auf-
treten von extrapyramidalmotori-
schen Störungen (EPS) als „Com-
pliance-Killer“. Er verwies darauf, 
dass „sich Quetiapin auch hier als 
überlegen erweist“. Der „Mehr-
wert“ an Wirksamkeit bei einer 
Therapie mit Quetiapin resultiert 
in einer wesentlich höheren The-
rapietreue. Das ist ein Grund, der 
„aufs Jahr betrachtet zu einer 
deutlichen Kostenersparnis ge-
genüber anderen Atypika in der 
Therapie von Patienten mit Schi-
zophrenie und bipolaren Erkran-
kungen führt“. Seroquel ist als 
Filmtablette in verschiedenen Do-
sierstärken verfügbar.
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Psychische Erkrankungen

Compliance neu defi niert

Die bewusste und aktive Compliance des Patienten ist eine zen-
trale Voraussetzung für das subjektive Wohlbefi nden des Betrof-
fenen und sollte als therapeutischer Leitgedanke in den moder-
nen Medizinkonzepten über allen Behandlungsansätzen stehen.

TurboMed &   Dr.Vetter
 Praxis-EDV                        Ergometrie

Informieren Sie sich

kostenfrei unter:
0800 – 280 73 07

! Autorisierter TurboMed System- und

Servicepartner  - seit 1992 -

! Schulungen (TurboMed, Dr. Vetter,

Windows-Applikationen - z.B. Word, Excel)

! Zertifizierter Dr.Vetter System- und

Servicepartner

! Telekommunikationsanlagen (AGFEO u.a.)

! Digitale Sonografie: z.B. mobile Ultraschall-

geräte ab 9.975,00 € zzgl. MwSt.

! Netzwerkplanung und Installation

! Systemübergreifender Vor-Ort-Support

(bereits ab 48,75 € zzgl. MwSt./Std.)

Möbius & Windisch www.praxis-edv-berlin.de

Dipl.-Phys. H. Möbius Kieler Str. 3, 10115 Berlin
Tel. 030 – 28 09 85 46 Lachtaubenweg 20, 13505 Berlin
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Suche Praxisvertreter/in ab November 05
ca. 6 Monate für Praxis Psychiatrie/Psychotherapie

und Neurologie in Potsdam-Zentrum 
mit 15 Sprechstunden in der Woche.

Interessenten melden sich bitte per e-mail an: 
PraxisPotsdam@aol.com
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Zum Aufbau einer
Gerinnungspraxis mit Beratungszentrum 

in Berlin-West suchen wir eine/einen

Ärztin/Arzt
oder

Fachärztin/Facharzt
in Teilzeit

Aufgabengebiete:
Beratungen der Patienten, Blutabnahme, 

Studienleistungen und Akkreditierung der Praxis. 

Eine 100%ige Diskretion der Bewerbung wird zugesichert.
Chiffre BAE 50105
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Praxisnachfolger/in für Kassenarztsitz
in Gemeinschaftspraxis (Allgemeinmedizin)

in landschaftlich reizvoller Lage in Nordhessen gesucht.
Chiffre BAE 50080

Assistenzarzt/-ärztin
von kardiologischer Praxis gesucht.

Chiffre BAE 50085

*Weiterbildungsassistentin/-assistent 
für Diagnostische Radiologie*

von radiologischer Gemeinschaftspraxis mit Anbindung an 
Krankenhaus (CT, MRT, konvent. Röntgen, 2 Jahre Weiter-

bildungsermächtigung) im Großraum Berlin gesucht.
Kontakt Tel: 03338-694722

Große traumatologische allgemeinmedizinische Praxis 
am Kurfürstendamm sucht für halbtags 

eine Ärztin/Arzt 
mit praktischer Erfahrung im orthopädisch 

chirurgischen Bereich. Voraussetzung ist die Zusatz-
bezeichnung in manueller Medizin/Chirotherapie.

Telefon: 884 30 684

Anzeigenannahme: Telefon 08807-9289-12

Bitte senden Sie ihre Anzeigendaten per E-Mail an 
torsten.sievers@berliner-aerzteverlag.de
Bitte schicken Sie uns den Text für Ihre Kleinanzeige einfach 
per E-Mail oder fügen Sie Ihrer Email ein Word-Dokument bei. 

Ihre bereits gestaltete Anzeige senden Sie bitte als pdf (mit 
eingebetteten Schriften und Grafi ken), eps oder tif in einer 
Aufl ösung von mindestens 300dpi.

Die Mindesthöhe für Kleinanzeigen beträgt 25mm, 
die Mindestgröße für Anzeigen im redaktionellen Teil 
beträgt 117x100mm.

Bitte richten Sie Zuschriften für Chiffreanzeigen an den
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in beschränktem Umfang (bis zu 30 Exemplaren) gestattet. Für 
die Anfertigung von Vervielfältigungen ebenso wie die Veröf-
fentlichung in elektronischen Medien ist die Genehmigung des 
Verlages erforderlich. Rücksendung nicht verlangter Manus-
kripte erfolgt, wenn ein adressierter Umschlag mit Rückporto 
beigefügt wurde. Mit der Übersendung des Manuskripts räumt 
der Einsender dem Verlag für die Dauer des urheberrechtlichen 
Schutzes auch das Recht ein, die photomechanische Vervielfäl-
tigung eines Beitrages zum innerbetrieblichen Gebrauch zu ge-
nehmigen. Es werden nur solche Manuskripte angenommen, 
die an anderer Stelle weder veröffentlicht noch gleichzeitig 
angeboten sind. Bei Briefen an die Redaktion wird das Einver-
ständnis des Absenders zur vollen oder auszugsweisen Veröf-
fentlichung vorausgesetzt, wenn nicht gegenteilige Wünsche 
besonders zum Ausdruck gebracht wurden. Für Bücher, die un-
aufgefordert zur Besprechung eingesandt werden, übernimmt 
der Verlag keine Gewähr.

Studienplatz Medizin
Studienberatung und NC-Seminare.
Unser Ziel: Ohne ZVS schnell ins
Studium (Medizin, Zahnmedizin, 
Tiermedizin, Psychologie).

Vorbereitung für Auswahlgespräche.

Info und Anmeldung:
Verein der NC-Studenten e.V. (VNC)
Argelanderstr. 50 • 53115 Bonn
Tel. (0228) 21 53 04, Fax 21 59 00

Sie können bleiben wo Sie sind, 
aber warum sollten Sie?

Sie können bei uns Ihre Zukunft in einer großen 
fachübergreifenden Praxis/Tagesklinik aufbauen.

Sie haben Erfahrung in traumatologisch-ortho-
pädischer Chirurgie und Interesse an konservativ-

orthopädischer Therapie (manuelle Medizin).

Wenn Sie menschliche und medizinische Kompetenz 
besitzen, Freude an Ihrer Arbeit haben und 

bereit sind für Veränderungen, dann bewerben Sie 
sich bei uns.

Chiffre BAE 50087

Der Verlag weist darauf hin, dass bei den Angeboten 
„Praxisabgabe“, „Freie Praxisräume“ und „Immobilien“ 

keine Gewähr übernommen werden kann, 
dass zugesicherte Eigenschaften, insbesondere die Eignung 

für Niederlassungen tatsächlich vorhanden sind.
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Budapest, da schwärmen viele 
vom „Paris des Ostens“. Und tat-
sächlich wartet Ungarns Metro-
pole mit etlichen Superlativen auf 
wie etwa 120 Thermal- und Heil-
quellen, Europas größtem Par-
lamentsgebäude (691 Zimmer) 
und der (nach London) ältesten 
U-Bahn des Kontinents. Aber auch 

237 Kunstdenkmäler, 223 Muse-
en und Galerien sowie 40 Theater 
freuen sich auf Besucher. 

In Budapest treffen altherge-
brachte Badetraditionen auf mo-
derne Wellness-Trends, das quir-
lige Sziget Festival der Jugend 
auf Klassik pur in der Staatoper, 
„K. und K.“ auf Jugendstil, Pap-
rika auf Salami, Fashion Style auf 
Volkskunst, Kaffeehaus-Kultur 
auf Fast Food Tempel.

Die bedeutendsten Attraktio-
nen der Stadt, das weltberühmte 
Burgviertel von Buda und das Pa-

norama an beiden Ufern der Do-
nau, gehören zum Weltkulturer-
be der UNESCO. In dieser Region 
bieten mehr als 90 Museen hinrei-
chende Möglichkeiten, Kunst zu 
genießen. Die wichtigsten Samm-
lungen in Budapest: Museum der 
Bildenden Künste, Kunstgewer-
bemuseum, Nationalmuseum, Na-

tionalgalerie, 
K u n s t h a l l e , 
Ludwig-Muse-
um. Die Syn-
agoge in der 

Dohány-Straße 
ist das größte jü-
dische Gebets-
haus in Europa 
bzw. die zweit-
größte Synago-
ge in der Welt. 

Doch neben Bu-
dapest ist ganz 
Ungarn ein Rei-
seziel für die ge-
samte Familie, 
und das nicht nur 
am reizvollen 
Plattensee, dem 
„ u n g a r i s c h e n 
Meer“. Aktivur-
lauber kommen 

vom gebirgigen Norden bis hin 
zu den Weiten der Tiefebene voll 
auf ihre Kosten: Reiten, Wandern, 
Radfahren und Segeln sind nur ei-
nige Möglichkeiten, den Urlaub 
im Karpatenbecken zu gestalten. 
Und das dank Angeboten für je-
dermann, vom kurzen Städtetrip 
bis zur Schlemmerreise, von der 
Badekur bis zum Weekend-Well-
ness-Kurzurlaub – und für jeden 
Geldbeutel. Denn: Laut Statisti-
schen Bundesamt ist jeder deut-
sche Euro in Ungarn bis zu 25 Pro-
zent mehr wert. 

Flugverbindungen: Ab Deutsch-
land starten inzwischen drei be-
sonders günstige Fluglinien in die 
Magyaren-Republik: www.ger-
manwings.com, www.easyjet.com 
und www.airberlin.com.

Ungarn

Erholung zu kleinen Preisen

Was heute vielen bei „Ungarn“ als erstes einfällt? Natürlich die 
Hauptstadt Budapest. Doch das Karpatenbecken bietet weit mehr. 
Und das zu angenehmen Preisen.

Budapest: Burgviertel von Buda - 

Weltkulturerbe der UNESCO
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Weitere Informationen Ungarn: 
www.ungarn-tourismus.de und
www.hungary.com. 

Deutschlandweite Service-Nr. 
des Ungarischen Tourismus-
amtes: 09001 / 86 42 76 (0,61EUR/
min) und die kostenfreie 
internationale Service-Nummer 
(mehrsprachig - auch in Deutsch) 
die unter 00800 / 36 00 00 00 zu 
erreichen ist. 

Im Internet präsentiert sich Bu-
dapest mit Veranstaltungskalen-
der unter www.budapestinfo.hu 

Informationen zu den Hotels 
gibt es unter www.danubius.de, 
dem deutschen Internetauftritt 
der Danubius Hotels Group. 

Informationen und Buchun-
gen sind bei der Reservierungs-
zentrale in Nürnberg (Hungar-
Hotels und Reisen GmbH) unter 
Tel. 0911 / 362038 oder per E-Mail 
an hungarhotels.nbg@t-online.de 
möglich.

Gewinnen Sie einen „Thermal & City Trip“ für 2 Personen nach Budapest

Zwei Gewinner (plus je eine Begleitperson) reisen für 3 Tage / 2 Nächte 
in die Donaumetropole und wohnen im Danubius Thermal Hotel Margitsziget, 

bzw. Danubius Grand Hotel Margitsziget im Doppelzimmer mit Halbpension auf der 
Margaretheninsel im Herzen der ungarischen Hauptstadt.

Die Anreise ist nicht inbegriffen, Gutscheine einlösbar nach Verfügbarkeit bis spätestens 20.12.2005!

So nehmen Sie teil:
Schicken Sie bis zum 22.August 12.00 Uhr eine Mail mit dem Stichwort: „Ungarn“ an

verlosung@berliner-aerzteblatt.de 
und nennen uns drei Themen, die Sie sich demnächst im Berliner Ärzteblatt wünschen würden.

(Alternativ Postkarte an: Berliner Ärzteverlag, Tietzenweg 85/87, 12203 Berlin. Stichwort: Ungarn.)
Es gilt der Poststempel. Einsendeschluss 22.August.

Das Gewinnspielim Roten Blatt

Budapest und die Donau: Mehr als 

90 Museen bieten hinreichende 

Möglichkeiten, Kunst zu genießen
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